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1 Anlass der Planung

Das zwischen der Baurstralle und dem in den letzten Jahren nérdlich der Jirgen-Topfer-
Stralde neu entstandenen Wohnquartier liegende Flurstlick 3072 liegt brach. Die Flache ist im
Bebauungsplan Othmarschen 40 (vom 03.08.2012) als Gewerbegebiet ausgewiesen. Diese
Teilflache des Plangebiets des bisherigen Bebauungsplans Othmarschen 40 schien aufgrund
der von der Autobahn ausgehenden Verkehrslarmimmission weniger gut fur eine Wohnnut-
zung geeignet. Aufgrund des in Hamburg nach wie vor grof3en Wohnraumbedarfs einerseits
und der absehbaren Reduzierung der auf das Plangebiet einwirkenden Larmbelastung durch
die Uberdeckelung der BAB 7 auch in dem Abschnitt westlich des Plangebiets stellt sich die
Frage nach der planerischen Zielsetzung fir das Plangebiet neu. Hier soll nunmehr durch eine
Wohnnutzung das 6stlich angrenzende Wohnquartier erganzt werden.

Da die geplante Wohnnutzung auf Grundlage des bestehenden Bebauungsplans Othmar-
schen 40 nicht umsetzbar ist, soll fir die Realisierung des Vorhabens der vorhabenbezogene
Bebauungsplan Othmarschen 46 als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten
Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) (die zulassige Grundflache liegt unter
20.000 m?) aufgestellt werden.

2 Grundlage und Verfahrensablauf

Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. No-
vember 2017 (BGBI. | S. 3635), zuletzt geandert am 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147,
4151). In Erweiterung der stadtebaulichen Festsetzungen enthalt der Bebauungsplan natur-
schutzrechtliche Festsetzungen.

Das Bebauungsplanverfahren wird gemaf § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durch-
gefuhrt, ein Umweltbericht sowie die zusammenfassende Erklarung sind nicht erforderlich.

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss vom 23. Oktober 2017 (Amtl. Anz.
Nr. 92 S. 2022) eingeleitet. Die Offentlichkeitsbeteiligung mit 6ffentlicher Unterrichtung und
Erdrterung, die offentliche Auslegung und die erneute 6ffentliche Auslegung des Plans haben
nach den Bekanntmachungen vom 21. Marz 2017 (Amtl. Anz. Nr. 23 S. 473), vom 08. Mai
2018 (Amtl. Anz. Nr. 36 S. 1057, 1058) und 27. Juli 2018 (Amtl. Anz. Nr. 60 S. 1610, 1611)
stattgefunden.

3 Planerische Rahmenbedingungen

3.1 Raumordnung und Landesplanung

3.1.1  Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan flir die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBI. S. 485) stellt fur das Plangebiet gemischte
Bauflachen dar. Da die Darstellung mit den Planungszielen des neuen Bebauungsplans ver-
einbar ist, kann der Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan entwickelt werden. Eine
Berichtigung ist au3erdem nicht erforderlich, da die Plangebietsgrofe unterhalb der Erheblich-
keitsschwelle liegt und die planerische Grundkonzeption des Flachennutzungsplans daher
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nicht in Frage gestellt wird.

3.1.2 Landschaftsprogramm einschlieRlich Arten-und Biotopschutz

Das Landschaftsprogramm fur die Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997
(HmbGVBI. S. 363) stellt flir das Plangebiet das Milieu ,Verdichteter Stadtraum® dar. Als mili-
eulibergreifende Funktion wird durch das Landschaftsprogramm das Plangebiet sowie die Um-
gebung als ,Entwicklungsbereich Naturhaushalt® dargestellt. Entlang der Baurstral3e ist zudem
eine grine Wegeverbindung dargestellit.

Fur den Arten- und Biotopschutz stellt die Fachkarte Arten- und Biotopschutz ,Geschlossene
und sonstige Bebauung mit sehr geringem Grunanteil“ (13a) dar.

3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen

3.2.1 Bestehende Bebauungsplane

Im Plangebiet gilt derzeit der Bebauungsplan Othmarschen 40, festgestellt am 03. August
2012 (HmbGVBI. S. 390).

Dieser Bebauungsplan weist im Plangebiet ein Gewerbegebiet mit einer Grundflachenzahl
(GRZ) von 0,8, einer Geschossflachenzahl (GFZ) von 2,4 sowie einer maximalen Gebaude-
héhe von 44 m, im Norden und Osten von 36 m sowie im Stidosten an der Grundstlicksgrenze
von 30,1 m tber Normalhéhenull (NHN) aus. Die angrenzende Baurstrale wird bestandskon-
form als offentliche Strallenverkehrsflache ausgewiesen. Fur die nérdlichen und westlichen
Randbereiche des Plangebiets werden Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern
vorgesehen. Im Bereich der Baurstral3e ist zudem ein Knick als gesetzlich geschutztes, linien-
haftes Biotop nachrichtlich Gbernommen. Dieser Knick stellt jedoch mittlerweile kein gesetzlich
geschitztes Biotop im Sinne des § 14 Abs. 2 Hamburgisches Gesetz zur Ausfiihrung des
Bundesnaturschutzgesetzes (HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 (HmbGVBI. S. 350, 402),
zuletzt geandert am 24. Januar 2020 (HmbGVBI. S. 92) i.V.m. § 30 Abs. 2 S. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert am 18. August
2021 (BGBI. I S. 3908) mehr dar.

3.2.2 Denkmalschutz

Im Plangebiet befinden sich keine Anlagen des Denkmalschutzes.

3.2.3 Altlasten / Altlastenverdachtsflachen

Eine orientierende technische Erkundung des Baugrundes auf Schadstoffe hat ergeben, dass
keine Hinweise auf relevante Verunreinigungen des gegebenenfalls anfallenden Aushubma-
terials bestehen. Ein Handlungsbedarf hinsichtlich Sanierungsmal3nahmen sowie zusatzlichen
ArbeitsschutzmalRnahmen zur Abwehr von Gefahren fur die menschliche Gesundheit ist dem-
nach nicht erforderlich.

3.2.4 Kampfmittelverdacht

Nach heutigem Kenntnisstand kann im Plangebiet das Vorhandensein von Kampfmitteln aus
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dem Il. Weltkrieg nicht ausgeschlossen werden.

Vor Eingriffen in den Baugrund oder vor Beginn eines Bauvorhabens muss der Grundeigentu-
mer oder eine von ihm bevolimachtigte Person die Kampfmittelfrage klaren. Hierzu kann ein
Antrag auf Gefahrerkundung / Luftbildauswertung bei der Feuerwehr, Gefahrerkundung
Kampfmittelverdacht, gestellt werden.

3.2.5 Schutzgebiete (u.a. BNatSchG, HmbBNatSchG, Wasser- Hochwasserschutzgebiete,
Bodenschutz)

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete.

3.2.6 Baumschutz

Im Plangebiet befindet sich kein schitzenswerter Baumbestand.

3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedinqungen

3.3.1 Ubergeordnete Programm-und Entwicklungspline

Das Plangebiet befindet sich im direkten Einflussbereich der Uberdeckelung der BAB A7. Nach
Fertigstellung kann von einer reduzierten Larmbelastung fur das Gebiet ausgegangen werden.

Die zu betrachtende Flache wurde in der Fortschreibung des Wohnungsbauprogramms 2015
als neue Potentialflache fir den Wohnungsbau in das Wohnungsbauprogramm Altona 2017
mit aufgenommen und in die Kategorie A eingestuft. Demnach handelt es sich um ein gesi-
chertes Potential, das bereits in einem laufenden Bebauungsplanverfahren entwickelt wird.

3.3.2 Fachtechnische Untersuchungen und Gutachten

Folgende Untersuchungen und Gutachten wurden zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
Othmarschen 46 durchgefihrt:

Verschattungsgutachten

Mit der Verschattungssimulation (Marz 2017) wurde anhand des Bebauungskonzepts abge-
schatzt, in welchem Malde und in welcher raumlichen Differenzierung der Neubau zu einer
Verschattung der angrenzenden (Wohn-)Bebauung und des Parks fihren wird und wie sich
die Verschattungssituation innerhalb des geplanten Wohngebiets darstellt. Es wird auf die
Ausflhrungen in Ziffer 5.4 verwiesen.

Bodenuntersuchung

In einer orientierenden technischen Erkundung aus Juni 2015 wurde der Untergrund auf
Schadstoffe geprift und eine Massen- und Mehrkostenschatzung durchgefiihrt. Es wird auf
die Ausflhrungen in Ziffer 3.2.3 verwiesen.

Zudem wurden ebenfalls im Juni 2015 eine Erkundung und Beurteilung des Baugrundes sowie
eine Grundungskonzeption durchgefihrt und im Juli 2016 im Hinblick auf die Anforderungen



der Tragwerksplanung durch erdstatische Angaben zur Vorbemessung ausgearbeitet und er-
ganzt.

Artenschutzfachliche Untersuchung

Im Februar und April 2017 sind Begehungen des Gelandes durchgefiihrt worden. Insbeson-
dere wurde auf Strukturen geachtet, die flir besonders geschitzte Arten von Bedeutung sind.
Dabei wurden anwesende Vogel registriert und nach Reptilien gesucht. Das Vorkommen der
Nachtkerze wurde ermittelt und besonders auf Kiebitz- und Austernfischerhinweise geachtet.
Es wird auf die Ausflhrungen in Ziffer 4.1 und 5.8.3 verwiesen.

Stellungnahme zu Erschitterungen

Aufgrund des geringen Abstandes des zukinftigen Wohngebaudes zu der noérdlich verlaufen-
den S-Bahntrasse sind relevante Erschitterungsimmissionen nicht auszuschlief3en. Im Rah-
men der Bauleitplanung wird noch keine abschlieRende Beurteilung des Ausmales und der
erforderlichen MaRnahmen getroffen, da konkrete Auswirkungen unmittelbar von der Kon-
struktionsweise des Gebaudes abhangen. Es wird auf die Ausflihrungen in Ziffer 5.6.4 verwie-
sen.

Luftschadstoffgutachten

Mit dem im Mai 2017 erstellten Gutachten zur Prognose der Luftschadstoffbelastung liegt eine
Prognose der aus dem Verkehr resultierenden Luftschadstoffbelastung mit Stickstoffdioxiden
(NO2) und Feinstauben (PM10 und PM2,5) vor. Es wird auf die Ausfihrungen in Ziffer 5.6.3
verwiesen.

Schalltechnische Untersuchung

Im Juni 2017 wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt, um die Einwirkungen
des Straflden- und Schienenverkehrslarms sowie des Gewerbe- und Sportlarms auf die durch
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Othmarschen 46 geplante Nutzung aufzuzeigen.
Hinsichtlich des StraRenverkehrslarms wurden aufgrund der Bauphase der Uberdeckelung der
Autobahn 7 zwei Planfalle betrachtet: die Bauphase und die damit einhergehende Umleitung
von Verkehren Uber die BaurstralRe, sowie der Regelfall nach Abschluss der Bauarbeiten mit
einer dann Uberdeckelten Autobahntrasse. Im Oktober 2017 ist eine erganzende schalltechni-
sche Stellungnahme aufgrund der Uberarbeitung der Grundrisse sowie der Neueinschatzung
gewerblichen Schallquellen erstellt worden, welche in Abstimmung mit dem Bezirksamt im Mai
2018 erneut aktualisiert wurde. Es wird auf die Ausflihrungen in Ziffer 5.6.1 verwiesen.

Lichttechnische Untersuchung

In einer lichttechnischen Untersuchung aus Marz 2017 sind Einwirkungen der Beleuchtungs-
anlage der nérdlich gelegenen Sportanlage sowie die Nutzung des sudlich angrenzenden
Parkhauses auf die geplante Nutzung tberprift worden. Es wird auf die Ausfihrungen in Ziffer
5.6.2 verwiesen.

Verkehrliche Stellungnahme

In einer verkehrlichen Stellungnahme aus Mai 2017 wurde die Abwickelbarkeit der prognosti-
zierten Verkehre im umliegenden Straflennetz Uberpruft und die Erschlielung des Vorhabens
beurteilt. Es wird auf die Ausflihrungen in Ziffer 5.5 verwiesen.




3.3.3 Richtfunktrasse

Uber das Plangebiet verlauft eine Richtfunkverbindung. Diese streift das Plangebiet im Siid-
Ost-Teil, wo keine Wohnbauten geplant sind. Die Richtfunkverbindung ist in Verbindung mit
dem erforderlichen Schutzbereich, in dem eine Bauhéhenbeschrankung von 27 m tUber Ge-
lande gilt, in der Planzeichnung gekennzeichnet.

3.4 Angaben zum Bestand

3.4.1 Plangebiet

Das Plangebiet befindet sich im Bezirk Altona im Nordosten des Stadtteils Othmarschen, sud-
lich der S-Bahntrasse, Ostlich der BaurstralRe, nordlich des Geschaftszentrums Othmarschen
Park und nordwestlich des neuen Wohnquartiers Othmarscher Héfe an der Jirgen-Topfer-
Stralle. Die Entfernung zur Hamburger Innenstadt betragt etwa sieben Kilometer, die Entfer-
nung zum Bezirkszentrum um dem Bahnhof Altona etwa drei Kilometer.

Das Plangebiet betragt inklusive der tangierenden Baurstralle circa 0,8 ha. Das etwa 0,68 ha
groRe Grundstlick liegt derzeit brach und wird provisorisch als Baustelleneinrichtung fir be-
nachbarte Bauprojekte genutzt. Das Plangebiet ist unbebaut und stellt sich Gberwiegend als
eingezaunte Rasenflache dar. Die Halfte des Grundstiicks weist eine offene Gras- und Ru-
deralflache auf, im sudlichen Randbereich befindet sich auRerdem eine kleine Gehdlzgruppe.
Entlang der Westgrenze an der Baurstralle befindet sich ein durchwachsener Knickrest mit
dichter Baum- und Strauchschicht.

In der Baurstra3e befinden sich Hochdruck- und Niederdruckleitungen. Westlich des Flur-
stlicks 3072 liegen mehrere Rohrleitungen der Hamburger Stadtentwasserung. In der Baur-
strafde verlauft ein Schmutzsiel DN 500 und das Regenentlastungssiel K DN 3000, fir das eine
Dienstbarkeit (DB 92) auf dem Flurstlick 3072 besteht. Ferner verlaufen in der Baurstralie zwei
Druckleitungen des Pumpwerks 46.

3.4.2 Umfeld

Das Plangebiet ist im Hinblick auf die Bebauungs- und Nutzungsstruktur in ein heterogenes
Umfeld eingebettet. Im Norden des Plangebiets verlauft eine schmale Parkanlage mit Kinder-
spielplatz, die sich nach Osten hin aufweitet. Weiter nordlich befindet sich die von Westen
nach Osten verlaufende S-Bahntrasse der S-Bahnlinie 1. Im Norden der S-Bahntrasse ent-
steht der Sportpark Baurstralde, der vier Grof3spielfelder sowie ein abgesenktes Kleinspielfeld
enthalten soll. Erganzend dazu ist die Errichtung von zwei Funktionsgebauden geplant.

Im Osten an der Grundstlicksgrenze des Plangebiets erhoht sich das Gelande um zwei bis
drei Meter, dort schliel3t das Wohnquartier der Othmarscher Hofe an, das eine bis siebenge-
schossige Bebauung aufweist. Das Wohnquartier wird sldlich der Jirgen-Topfer-Strale au-
Rerdem durch Nahversorgungsangebote wie einem Lebensmittelvollsortimentermarkt, einem
Lebensmitteldiscounter, einem Drogeriemarkt, einer Apotheke, einem Postshop und einer Ba-
ckerei erganzt.

Das sudlich angrenzende Grundstilick ist mit einem achtgeschossigen Parkhaus bebaut, das
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durch eine FuRgangerbriicke mit einem sudlich davon befindlichen Gebaudekomplex verbun-
den ist. Hier befindet sich eine grol3e Freizeitanlage - ein Multiplexkino mit ergdnzenden Frei-
zeiteinrichtungen wie Bowlingbahn und Gastronomie. Wahrend sich der Lebensmitteldiscoun-
ter als standardisierter eingeschossiger Gebaudetyp des Betreibers mit vorgelagerter Stell-
platzanlage darstellt, werden der Kinokomplex und das sich daneben befindliche Wohn- und
Geschaftshaus als groRvolumiger, ortsbildpragender Gebaudesolitar wahrgenommen.

Westlich des Plangebiets liegt das Betriebsgelande der Autobahnmeisterei. Jenseits des Be-
triebsgelandes verlauft die BAB A 7 in einer Senke. Durch die BAB A 7 besteht derzeit eine
starke Barrierewirkung in Richtung der westlichen Bereiche des Stadtteils. Diese rdumliche
Barriere wird auf Héhe des Plangebiets zukiinftig durch die Uberdeckelung der Autobahn auf-
gehoben, so dass sich nicht nur hinsichtlich der reduzierten Larmimmissionen Potenziale er-
geben, sondern ebenfalls neue Erholungs- und Freizeitflachen erschlossen werden.

Bedingt durch die Lage und Nutzungen in der Nachbarschaft wirken auf das Plangebiet Stra-
Ren- und Schienenverkehrslarm sowie Gewerbelarm ein.

Das Plangebiet wird Uber die westlich gelegene Baurstralie erschlossen. Diese mindet im
Norden in einer Sackgasse an den neu errichteten Sportplatzen. Im Siiden miindet sie an die
Behringstralle und ermdglicht von da aus den Anschluss an die BAB A 7 (Anschlussstelle
Bahrenfeld). Damit ist das Plangebiet nahezu unmittelbar an das hamburgische Verkehrsnetz
angebunden. Auch die ErschlieBung durch den OPNV ist von {berdurchschnittlicher Qualitat.
Die S-Bahnhaltestelle Bahrenfeld kann vom Plangebiet aus in etwa zehn Gehminuten erreicht
werden. Ferner wird das Plangebiet durch die Buslinien 1, 150 und 250 lber die Haltestelle an
der Behringstrale (AK Altona) erschlossen, die nur etwa 4 Gehminuten entfernt liegt.

4 Umweltpriufung

Fir die Anderung des Planrechts soll ein vorhabenbezogener Bebauungsplan im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt werden. Die Voraussetzungen fir ein beschleunigtes Verfahren
nach § 13 a BauGB sind gegeben, da der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung und
Nachverdichtung einer Flache im Innenbereich dient, die festgesetzte zulassige Grundflache
im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO 2017) in der Fassung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3787), geandert am 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802, 1807)
weniger als 20.000 m? betragt, durch den Bebauungsplan keine Vorhaben begriindet werden,
die einer Pflicht zur Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz tiber
die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fassung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 542),
geandert am 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147, 4153) oder nach Landesrecht unterliegen
und keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b ge-
nannten Schutzguter, also der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes, bestehen.



5 Planinhalt und Abwagqung

Die Uberlegungen fiir das Grundstiick sahen zunachst eine gewerbliche Entwicklung vor.
Nachdem sich diese nicht realisieren lie und sich durch die Planungen des Autobahndeckels
die Rahmenbedingungen fir den Bereich geandert haben, eréffnete sich die Méglichkeit der
Schaffung von Wohnraum an diesem Standort. Nachdem die MafRRgabe fur das Vorhaben bis
Mitte des Jahres 2016 noch die ausschliel3liche Unterbringung von Gefliichteten war, wurde
diese Zielvorgabe des Senatsprogramms ,Flichtlingsunterkiinfte mit der Perspektive Woh-
nen“ zugunsten der Realisierung von Wohnnutzung und der anteiligen Vermietung von Wohn-
flachen an ein soziales Dienstleistungsunternehmen zwecks Schaffung von Wohnflachen fir
die 6ffentlich-rechtliche Unterbringung von Personen geandert.

Die geplante Wohnnutzung ist auf Grundlage des bestehenden Bebauungsplans Othmar-
schen 40, wie in Kapitel 3.2.1 dargestellt, nicht umsetzbar. Mit dem vorliegenden vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Othmarschen 46 sollen nunmehr die planungsrechtlichen Voraus-
setzungen fir die Wohnnutzung inklusive der &ffentlich-rechtlichen Unterbringung von Perso-
nen geschaffen werden. Die Schaffung von Wohnraum entspricht den Zielsetzungen des be-
zirklichen Wohnungsbauprogramms sowie den Ubergeordneten Zielen der Freien und Hanse-
stadt Hamburg.

Gemal des vorliegenden Vorhaben- und ErschlieBungsplans ist ein nach Siden zum Park-
haus geoffneter Blockrand vorgesehen. Mit der geplanten Gebaudekonfiguration soll das im
Osten und Sudosten des Plangebiets befindliche Quartier der Othmarscher Héfe stadtebaulich
abgerundet werden, ohne dass einzelne Baukdrper im Stadtraum als Fremdkorper wirken.
Durch die Gestaltung eines dreiseitig geschlossenen Blockrandes kann ein vor Verkehrslarm
geschutzter Innenhofbereich ausgebildet werden.

Der geplante Gebaudekdrper weist eine differenzierte Hohenentwicklung auf. Demnach wer-
den der westliche Gebaudeschenkel sowie die nordwestliche Gebaudeecke achtgeschossig
ausgebildet. Ebenfalls achtgeschossig stellt sich die norddstliche Gebaudeecke dar. Der nérd-
liche Gebaudeteil am Park wird auf sieben Vollgeschosse abgesenkt. Der 6stliche Gebau-
deschenkel zur angrenzenden Wohnbebauung wird sechsgeschossig ausgebildet. Daraus
ergibt sich eine Bruttogeschossflache von rund 16.500 m?.

Es ist die Realisierung von Eigentumswohnungen, frei finanzierten Mietwohnungen sowie mit
offentlichen Mitteln geférderten Wohnungen vorgesehen. Teile des geférderten Wohnraums
sollen der 6ffentlich-rechtlichen Unterbringung von Personen zur Verfigung stehen. Die Rea-
lisierung des Anteils an Eigentumswohnungen ist im westlichen Gebaudeschenkel geplant,
die freifinanzierten Mietwohnungen sollen in der nordwestlichen Gebaudeecke sowie im sld-
lichen Bereich des Ostlichen Gebaudeschenkel entstehen. Der Anteil an mit 6ffentlichen Mitteln
geférdertem Wohnraum wird im dstlichen Bereich des ndrdlichen Gebaudeteils sowie im nérd-
lichen Bereich des 0Ostlichen Gebaudeschenkels realisiert. Insgesamt kénnen so etwa 159
Wohneinheiten' geschaffen werden.

1 Es wird darauf hingewiesen, dass bei der angegebenen Anzahl von Wohneinheiten acht Wohnungen in der Nord-
westecke des Gebadudes berticksichtigt sind, die fir den Zeitraum, in dem die Baurstrafl3e als Umleitungsstrecke
genutzt wird und in dem erhohte Larmbelastungen bestehen, keine gesunden Wohnverhaltnisse gewahrleisten
kénnen und demzufolge erst nach der Bauphase des Autobahndeckels fiir eine Wohnnutzung zur Verfligung ste-
hen. Es wird auf die Ausfiihrungen in Ziffer 5.6.1 verwiesen.
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5.1 Art der baulichen Nutzung

Um die vorgesehene und stadtebaulich gewunschte Nutzung ,Wohnen“ zu ermdglichen, setzt
der vorhabenbezogene Bebauungsplan fir das Flurstick 3072 ein allgemeines Wohngebiet
gem. § 4 BauNVO fest. Durch diese Gebietsausweisung kann die planungsrechtliche Voraus-
setzung flr die geplante Wohnbebauung geschaffen werden.

Auf dem Flurstick 3072, das bislang als Gewerbegebiet ausgewiesen war, hat sich in der
Vergangenheit keine gewerbliche Nutzung angesiedelt. Durch die gut erschlossene Lage in
der Nahe einer S-Bahnhaltestelle und der bestehenden Einbindung in das Siedlungsgeflige
und insbesondere vor dem Hintergrund der Uberdeckelung der Autobahn ist das Plangebiet
nun auch fir eine Wohnnutzung geeignet. Aufgrund des erheblichen Wohnraumbedarfs in
Hamburg wird das Grundstlick daher als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen. Durch die
Schaffung zusatzlicher Wohnbauflachen auf einer bislang brachliegenden Flache kann ein
Beitrag zu einem ausgeglichenen Wohnungsmarkt und somit auch zur Bereitstellung von fir
weite Kreise der Bevolkerung bezahlbaren Wohnungen geleistet werden. Die Wohnnutzung
stellt eine sinnvolle Erweiterung des 6stlich und stidéstlich des Plangebiets bereits bestehen-
den Wohnquartiers Othmarscher Héfe nach Westen hin dar.

Durch die geplante Nutzung ,Wohnen* reagiert das Vorhaben auf die vorhandene Vorpragung
im Umfeld und tragt zur Schaffung zusatzlichen Wohnraums in Hamburg und damit zur Um-
setzung der Ziele des am 4. Juli 2011 zwischen dem Senat und den Bezirken geschlossenen
,vertrags fur Hamburg — Wohnungsneubau® (bzw. der Fortschreibung der Vereinbarung vom
08. September 2016) bei. Hamburg hat das Ziel, den Wohnungsbau zu aktivieren und zu star-
ken, um fur den prognostizierten Zuwachs an Haushalten ein adaquates Wohnungsangebot
bereitzustellen. Ziel ist unter anderem die Realisierung von Wohnungen in nachgefragten, be-
reits erschlossenen Lagen.

Durch die Ausweisung als allgemeines Wohngebiet wird gesichert, dass Wohnen die Haupt-
nutzung in den Gebauden bleibt, zugleich aber auch Spielrdume flr eine vertragliche Form
der Erganzung der Wohnnutzung durch planerisch gewollte Wohnfolgeeinrichtungen zu er-
maglichen, soweit ein Bedarf daflir besteht. Die Ausweisung eines gemischten Baugebiets an
dieser Stelle wirde nicht der planerischen Zielsetzung entsprechen.

Durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird die Realisierung von Wohnungen ermég-
licht. Es entsteht dadurch ein Bedarf an weiteren Betreuungsplatzen fir Kinder. Entsprechend
der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet wird eine Kindertagesstatte, in einer fir ein
Wohngebiet vertraglichen Grélkenordnung als Anlage fur soziale Zwecke, planungsrechtlich
ermdglicht. Konkret ist vorgesehen, der unmittelbar 6stlich des Plangebiets bereits vorhande-
nen Kindertagesstatte innerhalb des Plangebiets Raumlichkeiten fiir eine Erweiterung der so-
zialen Einrichtung um etwa 40 zusatzliche Betreuungsplatze fir Kinder der Elementargruppe
zur Verfigung zu stellen. Die konkrete Verortung und GréflRe dieser Rdumlichkeiten wird im
Durchfuhrungsvertrag verbindlich vereinbart, so dass eine ausreichende Versorgung mit Kita-
platzen offentlich-rechtlich gesichert ist. Da innerhalb des Plangebiets unmittelbar im An-
schluss an das Gebaude keine ausreichenden Auflenflachen fur Krippenkinder bereitgestellt
werden konnen, sollen innerhalb des Plangebiets nur Ausweichflachen fur Kinder aus dem
Elementarbereich geschaffen werden. Aufienspielflachen fir Kinder der Elementargruppe
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mussen nicht direkt an die Kindertageseinrichtung angebunden sein. Den am Standort inner-
halb des Plangebiets betreuten Kindern der Elementargruppe stehen als Auf3enspielflachen
die fuBlaufig zu erreichenden Flachen der im Norden des Plangebiets verlaufenden Parkan-
lage mit Kinderspielplatz zur Verfigung. Krippenkinder werden ausschlieRlich am bestehen-
den Standort unmittelbar 6stlich des Plangebiets betreut.

Der Bebauungsplan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemal § 12 BauGB auf-
gestellt, dem eine konkrete Planung eines Vorhabentragers zugrunde liegt. Das Plangebiet
entspricht mit Ausnahme der StralRenverkehrsflachen der Baurstral’e dem Bereich des Vor-
haben- und Erschlielungsplans (Vorhabengebiet). Da die planerische Zielsetzung jedoch mit
einem Baugebiet nach der BauNVO erreichbar ist, wird kein Vorhabengebiet nach § 12 Abs.
3 BauGB festgesetzt, sondern ein allgemeines Wohngebiet. Bestandteil eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans ist jedoch stets ein Durchfiihrungsvertrag, der die geplanten Nutzun-
gen konkretisiert.

Um angesichts des relativ breiten Spektrums von Nutzungen, die in einem allgemeinen Wohn-
gebiet zuldssig sind oder ausnahmsweise zugelassen werden kdnnen, die Realisierung des
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem Vorhabentrager abgestimmten Vor-
habens abzusichern und den rechtlichen Anforderungen des § 12 Abs. 3a BauGB gerecht zu
werden, wird im Bebauungsplan unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB die
folgende Festsetzung getroffen:

Im allgemeinen Wohngebiet sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche
Vorhaben zulédssig, zu deren Durchfiihrung sich der Vorhabentrédger im Durchfiihrungs-
vertrag verpflichtet. (vgl. § 2 Nummer 1 der Verordnung)

Nutzungsarten, die vom vorhabenbezogenen Bebauungsplan, nicht aber zugleich vom Durch-
fuhrungsvertrag erfasst werden, sind damit unzulassig. Sie kdnnen aber nach § 12 Abs. 3a S.
2 BauGB durch eine Anderung des Durchfilhrungsvertrags zuléssig werden, ohne dass es
hierfiir einer Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans bedarf, sofern diese nicht
den Regelungen des Bebauungsplans widersprechen.

Damit Fehlentwicklungen im allgemeinen Wohngebiet verhindert werden, trifft der Bebauungs-
plan gemal § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m § 1 Abs. 6 BauNVO die folgende Festsetzung:

Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen fiir Gartenbaubetriebe und Tankstel-
len nach § 4 Absatz 3 Nummern 4 und 5 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der
Fassung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3787), geandert am 14. Juni 2021 (BGBI.
I S. 1802, 1807) ausgeschlossen. (vgl. § 2 Nummer 2 der Verordnung)

Tankstellen und Gartenbaubetriebe werden ausgeschlossen, da sie nicht der gewlinschten
Funktionsmischung entsprechen. An dieser Stelle soll eine Wohnbebauung erfolgen, die in
ihrer Dichte und Struktur der angrenzenden Wohnbebauung entspricht. Der Ausschluss von
Gartenbaubetrieben erfolgt lediglich der Vollstandigkeit halber, da das allgemeine Wohngebiet
aufgrund der zu erwartenden Grundstlickswerte bei realistischer Betrachtung nicht fir eine
gartenbauliche Nutzung in Frage kommt. Gartenbaubetriebe sind jedoch sehr flachenintensiv
und stellen fur das sehr gut erschlossene Plangebiet mit seiner relativ zentralen Lage keine
adaquate Nutzung dar. Fir die Ansiedlung einer Tankstelle gilt dies nicht. Es ware denkbar,

11



dass eine nahe an der Autobahnanschlussstelle liegende Tankstelle im nennenswerten Um-
fang von dem auf der BAB A 7 flieRenden Fernverkehr zwecks Einsparung des bei Autobahn-
tankstellen Ublichen Preisaufschlags aufgesucht wirde. Mit dem in der Regel 24-stiindigen
Tankstellenbetrieb gingen jedoch erhebliche Stérpotentiale fir die geplante Wohnnutzung ein-
her.

Die Art der zulassigen Nutzung wird zum einen im Bebauungsplan und zum anderen im Durch-
fuhrungsvertrag geregelt. Die Regelungen im Durchfihrungsvertrag spiegeln die vom Vorha-
bentrager konkret vorgelegte stadtebauliche Planung wider, die innerhalb eines Uberschauba-
ren vertraglich geregelten Zeitraums umzusetzen ist. Die Festsetzungen im Bebauungsplan
orientieren sich hingegen an dem bei langfristiger Betrachtung stadtebaulich sinnvollen und
vertraglichen Nutzungsspektrum. Grinde fir eine weitergehende Einschrankung des im Vor-
habengebiet zulassigen Nutzungsspektrums bestehen dabei nicht. Ein vorrangiges offentli-
ches Interesse, das die Regelung der Nutzungszusammensetzung innerhalb des Gebaudes
durch den Bebauungsplan erfordert, ist nicht ersichtlich.

Der Durchfuhrungsvertrag legt ein konkretes Vorhaben fest. Zudem enthalt er Vereinbarungen
hinsichtlich der Durchfihrung und Ausgestaltung des Bauvorhabens, Anforderungen an die
baulichen Anlagen sowie der Ausgestaltung des zu realisierenden Wohnungsangebots. Der
Vertrag sieht vor, dass ein Anteil in Héhe von etwa 8,8 % aller im Rahmen des Vorhabens zu
errichtenden Wohneinheiten Uber die Hamburgischen Wohnungsbaukreditanstalten (IFB) zu
finanzieren, mithin im ersten Forderweg der IFB als Mietwohnungen zu errichten ist. Ein wei-
terer Anteil in Hohe von 24,5 % der Wohnungen soll Personengruppen in Notlagen zur Verfu-
gung stehen. Im Durchfiihrungsvertrag wurde daher vereinbart, dass dieser Anteil an Miet-
wohnungen an einen sozialen Dienstleister zu vermieten ist. Der Bau der ubrigen Wohnungen
(rund 66,7%) kann freifinanziert erfolgen. Die Gbrigen Wohnungen werden zum einen als Miet-
wohnungen, die am freien Mietmarkt angeboten werden, und zum anderen als Eigentumswoh-
nungen errichtet. Der Anteil an Eigentumswohnungen darf maximal 33,3% aller zu errichten-
den Wohneinheiten betragen. Im Ubrigen enthalt der Durchfiihrungsvertrag Regelungen zu
der Unterbringung von Kitaflachen in dem zu errichtenden Gebaude (siehe oben Ausfihrun-
gen zur Kita) sowie zur Art der Zwischennutzung von acht Wohnungen wahrend der Zeit, in
der die Baurstralde als Umleitungsstrecke genutzt wird (siehe Ziffer 5.6.1).

5.2 Uberbaubare Grundstiicksfliche, MaR der baulichen Nutzung, Bauweise

Auf Grundlage der konkreten Vorhabenplanung werden die Uberbaubaren Grundstiicksfla-
chen baukérperbezogen gem. § 23 BauNVO festgesetzt. Eine Festsetzung der Bauweise er-
folgt nicht, da die stadtebauliche Struktur durch die baukdrperbezogene Festsetzung mit Bau-
grenzen hinreichend geregelt wird. In Verbindung mit den Festsetzungen der maximal zulas-
sigen Gebaudehdhen, wird die Umsetzung der konkreten Planung des Vorhabentragers gesi-
chert. Die so definierten dreidimensionalen Baufelder stellen sicher, dass die zulassige Be-
bauung in ihrer Kubatur stadtebaulich mit der angrenzenden Bestandsbebauung des Quartiers
harmoniert. Es wird eine dem Standort angemessene bauliche Dichte erméglicht.

Die dreiseitig geschlossene, nach Siden in Richtung des Parkhauses gedffnete Blockrandbe-

bauung wird durch das dstlich angrenzende Quartier stadtebaulich abgerundet. Durch die Aus-
bildung als dreiseitig geschlossener Blockrand entsteht ein Innenhof, der vor Verkehrs- und
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Gewerbelarm, ausgehend von der Baurstrae und der nérdlich gelegenen Bahntrasse, best-
moglich geschutzt ist. Damit kann innerhalb des Blocks eine méglichst groRe Wohnruhe gesi-
chert werden. Der Blockinnenbereich bietet zudem eine abwechslungsreiche Freiraum-situa-
tion mit Aufenthalts- und Erholungsflachen sowie Spiel- und Bewegungsmoglichkeiten.

Der Gebaudekdrper weist eine kleinteilig differenzierte Hohenentwicklung auf, die durch die
Anordnung unterschiedlicher Geschosshéhen eine abwechslungsreiche Gestalt aufweist und
sich damit in das bestehende 6stlich angrenzende Wohngebiet einfligt, das ebenfalls durch
eine differenzierte Hohenentwicklung gepragt ist.

Die differenzierte Hohenentwicklung im gesamten Quartier wird durch die Festsetzung der
Gebaudehohen nach § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO im Bebauungsplan widergespiegelt. Die als
Hochstmald festgesetzten Gebaudehdhen ermdglichen die Realisierung von sechs bis acht
Vollgeschossen. Unter Berticksichtigung von geringfligigen Spielrdumen fur eine Attika wer-
den so Gebaudehohen zwischen 39,5 m tdber NHN (entspricht etwa 19,5 m Uber Gelande)
sowie 45,5 m tber NHN (entspricht etwa 25,5 m Uber Gelande) festgesetzt. Um erforderliche
Dachaufbauten wie zum Beispiel Fahrstuhliberfahrten zu erméglichen, wird auf Grundlage
von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m § 16 Abs. 6 BauNVO folgende Festsetzung getroffen:

Die festgesetzten Gebdudehbhen kénnen im Baugebiet ausnahmsweise fiir Dachzu-
génge und technische Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsiiberfahrten, Zu- und Abluft-
anlagen, Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m lberschritten wer-
den. Die technischen Anlagen dlirfen maximal ein Drittel der jeweiligen Dachfléche be-
decken. (vgl. § 2 Nummer 3 der Verordnung)

Damit die festgesetzte Gebaudehdhe nicht durch eine UbermafRige Anzahl an Dachaufbauten
auler Kraft gesetzt wird und die Aufbauten keine stadtebauliche Wirkung entfalten, sind ledig-
lich 2 m hohe Uberschreitungen auf hdchstens einem Drittel der Dachflachen zuléssig. Die
durch den Bebauungsplan ermdglichte Uberschreitung der festgesetzten Gebaudehdhen fir
Dachzugénge und technische Anlagen ist durch ein konkretes, durch den Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan und den Durchfiihrungsvertrag gesichertes Bebauungskonzept im Hinblick
auf die stadtebauliche Wirkung Gberprift und flr vertraglich befunden worden.

Dariber hinaus wird das Maf3 der baulichen Nutzung im allgemeinen Wohngebiet durch eine
als Hochstmal} festgesetzte GRZ eingeschrankt. Die GRZ wird mit 0,4 ausgewiesen. Somit
wird das nach § 17 BauNVO fir allgemeine Wohngebiete regelhaft zulassige Mal} der bauli-
chen Nutzung ausgeschopft.

Bei der Ermittlung der Grundflache sind gemaf § 19 Abs. 4 BauNVO die Grundflachen von
Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 und baulichen
Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut
wird, mitzurechnen. Die zuldssige Grundflache darf nach § 19 Abs. 4 BauNVO durch die
Grundflachen der dort bezeichneten Anlagen bis zu 50 vom Hundert tUberschritten werden. Bei
der hier festgesetzten GRZ von 0,4 ist somit ein maximaler Versiegelungsgrad von 60 % (GRZ
0,6) planungsrechtlich zulassig. Dieser Versiegelungsgrad wird bereits durch die oberirdischen
Nebenanlagen wie Zuwegungen, Fahrradstellplatze etc. ausgeschopft.
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Mit der Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes und der méglichen Bebauung geht je-
doch auch ein hoher Stellplatzbedarf einher. Damit eine stadtebaulich vorteilhafte Unterbrin-
gung des ruhenden Verkehrs erreicht werden kann, ist moglichst die vollstandige Verlagerung
des ruhenden Verkehrs in Tiefgaragen planerisch gewlnscht (siehe Ziffer 5.3). Zur Unterstut-
zung dieses Planungsziels ist eine GRZ von 0,8 erforderlich, denn zur unterirdischen Unter-
bringung des ruhenden Verkehrs muss nahezu das gesamte allgemeine Wohngebiet durch
eine Tiefgarage unterbaut werden. Durch die folgende textliche Festsetzung § 2 Nummer 4
der Verordnung kann auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m § 19 Abs. 4 S. 3
BauNVO diese festgesetzte GRZ fiir Tiefgaragen bis zu einer GRZ von 0,8 iberschritten wer-
den:

Im allgemeinen Wohngebiet kann die festgesetzte Grundflachenzahl von 0,4 aus-
nahmsweise fiir Tiefgaragen bis zu einer Grundfldchenzahl von 0,8 liberschritten wer-
den. (vgl. § 2 Nummer 4 der Verordnung)

Die erforderliche Regelung des MalRes der baulichen Nutzung erfolgt im Plangebiet wie zuvor
erlautert durch die Festsetzung einer GRZ und der Gebaudehdhen in Metern Gber Normalho-
hennull (iber NHN) als Hochstmal. Ergénzend trifft der Bebauungsplan Regelungen fir die
uberbaubaren Grundstlicksflachen, so dass das jeweils zuldssige dreidimensionale Baufeld
definiert ist. Auf die Festsetzung einer GFZ kann daher verzichtet werden.

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans wird der Orientierungswert fir die Bestimmung
des baulichen MalRes des § 17 BauNVO fur allgemeine Wohngebiete von 0,4 eingehalten.
Unterhalb der Gelandeoberflache werden jedoch Uberschreitungsméglichkeiten bis zu einer
GRZ von 0,8 ermdglicht. Dariber hinaus Uberschreitet auch die - im Bebauungsplan zwar nicht
festgesetzte, aber hinsichtlich der Dichte-Orientierungswerte dennoch zu berlicksichtigende -
GFZ im allgemeinem Wohngebiet den Orientierungswert des § 17 BauNVO deutlich. Die GFZ
liegt rein rechnerisch bei rund 2,44. Gemaf § 17 BauNVO ist eine GFZ von 1,2 fiir ein allge-
meines Wohngebiet als Orientierung heranzuziehen.

Die Orientierungswerte des § 17 BauNVO werden aus stadtebaulichen Griinden tberschrit-
ten, um die Umsetzung der gewiinschten Entwicklung im Rahmen des auf die spezifischen
Rahmenbedingungen abgestimmten Bebauungs- und Nutzungskonzepts zu ermoglichen.

Mit der Novellierung des BauGB und der BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.06.2021 (Baulandmobilisierungsgesetz) hat der Gesetzgeber die bisher geltenden Dichte-
obergrenzen aus § 17 Abs. 1 BauNVO in weniger starre Orientierungswerte flir Obergrenzen
verandert. Gleichzeitig wurde das Erfordernis einer ausfiihrlichen Begriindung bei einer Uber-
schreitung dieser ehemaligen Obergrenzen Uber § 17 Abs. 2 BauNVO ersatzlos gestrichen
(stadtebauliche Griinde, Sicherstellung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse, Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt). Gleichwohl
sollen nachfolgend die Auswirkungen detailliert beschrieben werden, die sich durch die Uber-
schreitung dieser Orientierungswerte fur das Plangebiet und dessen Umfeld ergeben — ebenso
wie die MalRnahmen mit denen dennoch gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse im Plange-
biet sichergestellt sowie nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden sollen,
da sie in den Abwagungsprozess mit eingeflossen sind.
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Stadtebauliche Griinde, die eine GRZ von 0,8 bzw. eine GFZ von 2,44 erforderlich ma-
chen, ergeben sich aus folgenden planerischen Rahmenbedingungen und Zielsetzungen:

Die erhéhte GRZ resultiert im Wesentlichen aus der grof3flachigen Unterbauung des Bau-
gebietes durch die Tiefgarage. Dies ist fur die geplanten Nutzungen zwingend erforderlich.
Tiefgaragengrundrisse erfordern Ublicherweise eine mittige Fahrgasse und beidseitige Ein-
stellmdglichkeiten und somit insbesondere im Vergleich zu den Wohngebauden grofiere
Gebaudetiefen, weswegen das Plangebiet grofflachig fir eine Unterbauung in Anspruch
genommen werden muss. Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in einer Tiefgarage
ermdglicht eine stadtebaulich vorteilhafte Unterbringung der fiir das Vorhaben erforderli-
chen Stellplatze. Eine Unterbringung der Stellplatze im Freiraum hatte eine grofflachige
Versiegelung sowie entsprechende negative Beeintrachtigung des Ortsbildes und der Frei-
raumqualitat zur Folge, die durch die Bereitstellung von Stellplatzen in der Tiefgarage ver-
mieden werden sollen (siehe Ziffer 5.3).

Die hohe bauliche Dichte erfolgt auch im Sinne einer larmoptimierten Planung. Die Anord-
nung und die geplanten Hohen der Gebaudeteile, aus denen die hohe GFZ resultiert, sind
erforderlich, um den dreiseitig geschlossenen Blockrand auszubilden. Erst durch diesen
kann der innenliegende Bereich von Larmimmissionen der angrenzenden Verkehrslarm-
quellen abgeschirmt werden kann und eine larmabgewandte Gebaudeseiten als Voraus-
setzung flr die vorgesehene Wohnnutzung realisiert werden (siehe Ziffer 5.6.1).

Die vergleichsweise hohe bauliche Dichte ist zudem Voraussetzung flr ein vielfaltiges
Wohnungsangebot, das den Wohnungsmarkt im Umfeld qualitativ und quantitativ ergan-
zen kann. Damit reagiert der Bebauungsplan auf den wachsenden Wohnraumbedarf in
Hamburg, in dem er zur Schaffung des dringend benétigten zusatzlichen innerstadtischen
Wohnraums und damit zur Umsetzung der Ziele des im August 2016 fortgeschriebenen
Vertrag fir Hamburg — Wohnungsneubau (Drucksache 2011/01087) sowie des Bezirkli-
chen Wohnungsbauprogramms wirksam beitragt. Hamburg hat danach das Ziel, den Woh-
nungsbau zu aktivieren und zu starken, um flir den prognostizierten Zuwachs an Haushal-
ten ein adaquates Wohnungsangebot bereitzustellen. Ziel ist unter anderem die Realisie-
rung von Wohnungen in nachgefragten, bereits erschlossenen Lagen.

Unabhangig davon ist der zentralen Lage des Plangebiets eine hohe bauliche Dichte an-
gemessen. Es ist ausdriickliches Ziel des Bebauungsplans, die Flache im Sinne des be-
zirklichen Wohnungsbauprogramms und des gesamtstadtischen Leitbilds ,Mehr Stadt in
der Stadt‘ weiterzuentwickeln und ihre hohe Lagegunst dem dringenden Wohnraumbedarf
entsprechend auszunutzen. Die hohe Dichte ermoglicht eine intensive bauliche Nutzung
in einem bereits Uberdurchschnittlich gut erschlossenen und gut mit Infrastruktur versorg-
ten Bereich.

Gleichzeitig gewahrleisten die festgesetzten Dichteparameter einen schonenden Umgang
mit Grund und Boden, in dem durch die Konzentration von baulichen Nutzungen innerhalb
des geschlossenen Siedlungsbereichs in einem bereits gut erschlossenen und mit Infra-
struktur versorgten Bereich die Inanspruchnahme baulich bisher nicht genutzter Freifla-
chen oder Auenbereiche verhindert werden kann. Somit kann dem Gebot nach § 1a
Abs. 2 BauGB zur ,Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarma-
chung von Flachen® und der Reduzierung der Neuinanspruchnahme von Flachen nachge-
kommen werden. Der Aktivierung der Flache wird auch bei hoher Versiegelung ein groflie-
res Gewicht beigemessen, als der Neuinanspruchnahme von Flachen im Auf3enbereich.
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- Die festgesetzten Dichteparameter erlauben zudem eine ortsbildvertragliche Einfligung
der Bebauung im Plangebiet in die unmittelbar angrenzende Bebauung Es ist beabsichtigt,
an dem Standort ein Vorhaben zu realisieren, dass sich in die ebenfalls dichte Bebauung
des im Osten und Sidosten des Plangebiets befindlichen Quartiers der Othmarscher Hofe
einfugt und geeignet ist, die Bebauung Richtung Westen stadtebaulich abzurunden, ohne
dass einzelne Baukorper im Stadtraum als Fremdkérper wirken. Aus diesem Grund sind
die angestrebten Gebaudehdhen bzw. die durch die Vorhaben- und ErschlieRungsplan
definierten Geschossigkeiten, aus denen eine hohe GFZ resultiert, am Standort angemes-
sen und zur Erreichung der stadtebaulichen Ziele erforderlich.

- Das verdichtete Bebauungskonzept fuhrt im Vergleich zur bisherigen Situation zu einer
erheblichen stadtebaulichen und freiraumplanerischen Aufwertung des Standortes mit
Ausbildung einer klaren Raumkanten entlang Baurstral’e sowie mit Schaffung eines
Wohnquartiers mit hochwertig gestalteten Freirgumen.

Aus der hohen baulichen Dichte resultieren folgende Auswirkungen:

- Als nachteilige Planungsfolge kann es durch die Uberschreitung des GRZ-Orientierungs-
wertes gegenuber seiner Einhaltung zu einem erhdhten Bodenversiegelungsgrad und ei-
nem damit einhergehenden Verlust natirlicher Bodenfunktionen wie der Versickerung von
Regenwasser, der Filterfunktion des Bodens und seiner Bedeutung flr das Mikroklima
kommen (siehe Ziffer 5.7). Nachteilige Auswirkungen auf den Wirkungspfad Schutzgut Bo-
den — Schutzgut Tiere und Pflanzen (Lebensraum fiir Tiere) nicht zu erwarten, denn auf
der heute bestehenden Brachflache befindet sich weder schutzenswerter Baum- oder Ve-
getationsbestand, noch weist die derzeitige Brachflache wesentliche Lebensraume fir
Tiere und Pflanzen auf (siehe Ziffer 5.8.2). Mit dem Bebauungsplan sind durch diverse
Anpflanzgebote sowie der festgesetzten Dach- und Tiefgaragenbegriinungen im Gegenteil
eher positive Auswirkungen auf diesen Wirkungspfad zu erwarten.

- Die Uberschreitung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO kann auch zu einem gerin-
geren Anteil an griingepragten Freiflachen fluhren.

- Die mogliche GFZ flihrt zu gewissen Einschrankungen der Besonnung und Belichtung. Die
Auswirkungen der erhéhten baulichen Dichte sind im Hinblick auf die Besonnungssituation
Uberprift und in die Abwagung eingestellt worden (vgl. Ziffer 5.4). Infolge des geplanten
Bebauungskonzepts ergeben sich geringfligige bis keine Beeintrachtigungen fur die be-
nachbarte Bebauung. Auch fiir die geplante Wohnbebauung kann eine fir urbane Quar-
tiere angemessene Besonnungsqualitat gewahrleistet werden: Lediglich in begrenzten Be-
reichen in den Erdgeschossen und den ersten Obergeschossen der duleren Ostfassade
wird der empfohlenen Wert der DIN 5034-1 von einer Besonnungsdauer von vier Stunden
am 20. Marz unterschritten und teilweise nur eine Besonnungsdauer von zwei bis vier
Stunden erreicht. AuRerdem ist an der Nordfassade nur mit einer Besonnung von weniger
als einer Stunde zu rechnen, jedoch sind nach Norden ausgerichtete Fassaden generell
schon aufgrund der Ausrichtung schlecht bis gar nicht besonnt. Auch im Innenhof wird in
den Eckbereichen in Erdgeschossnahe den Orientierungswerten der DIN 5034-1 nicht ent-
sprochen. AulRerdem Uberwiegt bei der inneren nach Westen ausgerichteten Fassade eine
Besonnungsdauer von weniger als vier Stunden. In den sudlichen Abschnitten dieser Fas-
sade ist sogar mit einer vollstandigen Verschattung zum 20. Marz zu rechnen. Hier wird
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die Besonnungsdauer von zwei Stunden unterschritten. Da die Besonnung allerdings auch
uber die AulRenfassade gewahrleistet werden kann, ist die hier vorliegende geringe Beson-
nungsdauer als unproblematisch zu bewerten (siehe Ziffer 5.4).

- Die erhohte bauliche Dichte kann zu vergleichsweise starkerem Verkehrsaufkommen und
damit ggf. zu starkeren Verkehrsemissionen im naheren Umfeld flhren (siehe Ziffern 5.5
und 5.6.1).

- Generell fuhrt die erhdhte Dichte dazu, dass verglichen mit einer weniger dichten Bebau-
ung eine hohere Zahl an Wohnungen und Arbeitsplatzen vorhandenen Immissionen aus-
gesetzt sind.

Trotz der Uberschreitung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO wird sichergestellt, dass
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse nicht beeintrach-
tigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Ein Ausgleich
fur die hohe bauliche Dichte im Plangebiet erfolgt durch folgende MaRnahmen:

- Ein Ausgleich flr die erhéhte Bodenversiegelung und einem damit einhergehenden Verlust
naturlicher Bodenfunktionen erfolgt insbesondere durch die Festsetzung von Begriinungen
auf Dachflachen und nicht Uberbauten Tiefgaragenflachen (siehe Ziffer 5.8.1). Zum einen
wird durch diese Rickhalteraum fir Oberflachenwasser geschaffen und somit ein redu-
zierter und verzogerter Regenwasserabfluss ermdéglicht, der die Oberflachenentwasserung
und damit das Sielnetz und die Einleitung in die Vorflut entlastet. Zum anderen wirken die
begriinten Dachflachen stabilisierend auf das Kleinklima, da sich diese weniger stark auf-
heizen. Sie binden zudem Staub und férdern die Wasserverdunstung.

- Ein Ausgleich fur den ggf. geringeren Anteil an griingepragten Frei- und Grinflachen er-
folgt durch das kleinteilige Angebot an wohnungsbezogenen Freirdumen (Balkone, Log-
gien, Kleinkinderspielflachen, Terrassen, Dachterrassen). Insbesondere der Blockinnen-
bereich bietet eine abwechslungsreiche Freiraumsituation mit Aufenthalts- und Erholungs-
flachen sowie Spiel- und Bewegungsméglichkeiten. Durch die Begrenzung der iberbau-
baren Grundstlcksflachen, welche die konkrete architektonische Form mit den privaten
Freirdumen zwischen den Gebauden festlegen, wird zudem eine unverhaltnismafkige und
stadtebaulich nicht vertretbare Verdichtung ausgeschlossen. AuRerdem wird Gber den Vor-
haben- und ErschlieBungsplan ein Begrinungsanteil der Freiflachen sichergestellt. Im
Durchfuhrungsvertrag wird geregelt, dass die Freirdume eine gehobene gestalterische
Qualitat aufweisen. Auch der Nachweis und die qualitatsvolle Herstellung der fur die Woh-
nungen erforderlichen Kleinkinderspielflachen im Innenhof wird Uber den Durchfihrungs-
vertrag gesichert.

Im Bestand ist das Plangebiet fiir die Offentlichkeit nicht zugénglich und bietet daher keine
Maoglichkeit fur eine Nutzung der Freiflache. Im Vergleich zur Bestandssituation wird sich
die Versorgung mit tatsachlich nutzbaren Freirdumen daher verbessern.

- Eine Verbesserung der Besonnungs- und Belichtungssituation wird durch eine optimierte
Grundrissplanung erreicht. Fur eine optimierte Besonnung der Wohnung empfehlen sich
fur den sudlichen Erdgeschossbereich des westlichen Gebaudeschenkels durchgesteckte
Wohnungen. Fir den nérdlichen Gebaudeteil sind Wohnungen zu vermeiden, die aus-
schliel3lich nach Norden orientiert sind. Im GroRteil des 6stlichen Gebaudeschenkels sind
einseitig, nach Osten oder Westen ausgerichtete Wohnungen in allen Geschossen moég-
lich. Im stdlichsten Drittel empfiehlt sich bis einschlieflich in das dritte Obergeschoss auf
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eine einseitige Orientierung zu verzichten (siehe Ziffer 5.4). Den Empfehlungen wird mit
der konkreten Vorhabenplanung entsprochen. Die Grundrissplanung ist Gegenstand des
Durchfuihrungsvertrags und wird somit 6ffentlich-rechtlich gesichert.

- Das vergleichsweise starkere Verkehrsaufkommen und damit ggf. starkere Verkehrsemis-
sionen werden zum einen durch die zum Stralenraum Uberwiegend geschlossene Bebau-
ung ausgeglichen, durch die der von verkehrsbedingten Larm- und Luftschadstoffbelas-
tungen abgeschirmte Innenhof ausgebildet wird. Zum anderen werden die Larmimmissio-
nen durch eine entsprechende Grundrissorientierung und Malnahmen des baulichen
Schallschutzes flir Wohn- und Schlafraume ausgeglichen. Der Bebauungsplan stellt auch
sicher, dass AulRenwohnbereiche durch baulichen Schallschutz oder Grundrissorientie-
rung hinreichend vor Verkehrsemissionen geschitzt sind. Zusatzliche Larmbelastungen
fur die Bestandsbebauung werden als geringfiigig bewertet, sodass keine Minderungs-
mafinahmen ergriffen werden mussen (siehe Ziffer 5.6.1).

Park- und Suchverkehre der zukinftigen Bewohner und damit einhergehende Verkehrs-
bewegungen auf offentlichen Strallenverkehrsflachen sowie eine Beeintrachtigung der
Freiraumqualitdt und des Ortsbildes durch oberirdische Stellplatze werden durch die Un-
terbringung der flir die Wohnnutzungen erforderlichen Stellplatze in einer Tiefgarage ver-
mieden (siehe Ziffer 5.3).

In Bezug auf gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse ist die hohe bauliche Dichte, mit der eine
Uberschreitung der Orientierungswerte des § 17 BauNVO einhergeht, zudem durch folgende
Umstéande ausgeglichen:

- Mit der im Norden angrenzenden 6ffentlichen Parkanlage mit Kinderspielplatz sowie dem
Sportpark Baurstralle stehen in unmittelbarer Nachbarschaft zum Plangebiet weitere be-
grunte Freiflachen sowie Sport- und Spielflachen zur Verfugung.

Es ist zudem zu bericksichtigen, dass Aspekte der Zuganglichkeit von Freiflachen sowie die
Besonnung und Belichtung nur einige von zahlreichen Faktoren sind, die flr die Bewertung,
ob gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse vorliegen, relevant ist. Diesbezlglich sind auch
Aspekte wie Belastungen durch Larm, Erschitterungen, Geruchsimmisionen, Luftschadstoffe
oder einen Mangel an wohnungsbezogenen Freirdumen zu nennen. Alle diese Aspekte sind
im vorliegenden Fall ohnehin unproblematisch oder kénnen durch Festsetzungen des vorha-
benbezogenen Bebauungsplan bzw. Regelungen des Durchfiihrungsvertrags zum Ausgleich
gebracht werden. So ist beabsichtigt einen ruhigen Blockinnenbereich auszubilden und es er-
folgen baulichen MalRnahmen zum Schutz Erschitterungen, Gewerbe- und Verkehrslarm. Fer-
ner wird im Plangebiet ein hochwertiger Gebaudebestand mit sehr guter Beschaffenheit (Neu-
baustandard) entstehen.

Es ist ferner in die Abwagung einzustellen, dass an einem innerstadtischen Standort die Ver-
sorgung mit Frei- und Grunflachen oder eine uneingeschrankte Besonnung bzw. Belichtung
von den Nutzern in aller Regel nicht als der wesentliche die Wohn- und Arbeitsqualitat bestim-
mende Faktor wahrgenommen wird. Von Bedeutung sind hier eher die zentrale, verkehrsglins-
tige Lage und die sehr gute Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen.

Es kann somit festgehalten werden, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse durch die
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hohe bauliche Dichte nicht gefahrdet sind und keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt
bestehen.

Bei der Beurteilung der Auswirkungen einer erhéhten baulichen Dichte gilt es zudem zu be-
ricksichtigen, dass flr das geplante allgemeine Wohngebiet auch bisher schon ein Baurecht
bestand. Der geltende Bebauungsplan Othmarschen 40 setzt bereits eine GRZ vom 0,8 und
eine GFZ von 2,4 fest. Demnach ware bereits im Bestand eine Versiegelung des Baugebiets
bis zu 80 % und entsprechende Geschossflachen planungsrechtlich zuldssig. Der derzeitige
Zustand als Brachflache konnte immer nur als voribergehender Zustand angesehen werden.
Zur Beurteilung der Planfolgen muss folglich auch eine nach dem vorherigen Bebauungsplan
Othmarschen 40 mdgliche Bebauung zum Vergleich herangezogen werden. Infolge der Pla-
nung kommt es im Vergleich mit dem bisher geltenden Planrecht insgesamt nicht zu einer
Erhéhung des Mald der baulichen Nutzung, bzw. konkreter der tberbauten und versiegelten
Flache sowie der Baumasse. Nachteilige Auswirkungen im Vergleich zum geltenden Planrecht
entstehen somit durch die hohe GRZ und GFZ nicht.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das vorgesehene Dichtemal} zur Realisie-
rung der verdichteten, gemischten, urbanen Bebauung stadtebaulich erforderlich und ange-
messen ist. Die hierdurch hervorgerufenen Beeintrachtigungen kénnen durch die dargestellten
MafRnahmen ausgeglichen werden bzw. sind durch Umstande des Vorhabens selbst oder sei-
ner Umgebung ausgeglichen.

Die Schaffung von hochwertigen Wohnungen nach heutigem Standard ist aulRerdem verbun-
den mit der Schaffung von privaten Freirdaumen. Dementsprechend werden durch den Bebau-
ungsplan Uberschreitungen der Baugrenzen zugelassen. Wahrend geplant ist, die Wohnun-
gen ab dem ersten Obergeschoss mit Balkonen und/oder Loggien sowie die Wohnungen in
den Endetagen mit Balkonen und/ oder Loggien bzw. mit Dachterrassen auszustatten, werden
die Erdgeschosswohnungen durch ebenerdige Terrassen aufgewertet. Der Bebauungsplan
trifft daher auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m § 23 Abs. 3 S. 3 BauNVO folgende
Regelung:

Im allgemeinen Wohngebiet ist eine Uberschreitung der Baugrenzen ausnahmsweise
durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 3 m sowie durch Balkone bis zu einer Tiefe von
2 m zulassig. (vgl. § 2 Nummer 5 der Verordnung)

Durch die festgelegte Grolkenbeschrankung wird sichergestellt, dass das Verhaltnis zwischen
Wohngebaude und Terrassenanlage bzw. Balkonen in den Proportionen angemessen ist. Sie
ermdglichen jedoch gleichzeitig flr die Bewohner gut nutzbare Au3enwohnbereiche in ange-
messenen Grolen.

Damit wird insbesondere flir die noch ausstehende hochbauliche Planung im Neubaugebiet,
trotz der baukoérperahnlichen Festsetzungen, ein ausreichend gestalterischer Spielraum ge-
schaffen, ohne den stadtebaulichen Entwurf in seiner Gesamtwirkung und insbesondere in
seiner hochbaulichen Raumwirkung zu gefahrden. Das MaR der Uberschreitung fir Balkone
und Terrassen wird begrenzt, damit die Gartenbereiche stadtebaulich nicht von diesen Anla-
gen dominiert werden. Im Hinblick auf die Zulassigkeit der Baugrenzenuberschreitung durch
Balkone soll zudem sichergestellt werden, dass angesichts der vorgesehenen baulichen
Dichte keine unvertragliche zusatzliche Beeintrachtigung der Belichtung und Besonnung er-
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folgt. Die mit 3 m mdgliche Terrassentiefe lasst eine problemlose und grof3ziigige Anordnung
des Terrassenmobiliars zu. Es erfolgt eine Beschrankung der Tiefe der Anlagen, um Garten-
bereiche zu ermdéglichen und den Standort flr eine Hecke zu sichern. Aus stadtgestalterischen
Grinden sollen die Balkone nur bis zu einer Tiefe von 2 m in den Strallenraum auskragen
kdénnen.

Die durch den Bebauungsplan ermdglichte Uberschreitung der Baugrenzen durch Balkone
und Terrassen ist durch ein konkretes, durch den Vorhaben- und ErschlieBungsplan und den
Durchfuihrungsvertrag gesichertes Bebauungskonzept im Hinblick auf die stadtebauliche Wir-
kung Uberpruft und fur vertraglich befunden worden.

Am Nordrand des Vorhabengebiets ist flr die Energieversorgung der neuen Wohngebaude
eine Ortsnetzstation erforderlich. Der Flachenbedarf firr diese Station wird etwa 50 m? umfas-
sen. Die Anlage ist im Vorhaben- und ErschlieBungsplan berticksichtigt. Eine gesonderte Aus-
weisung einer Uberbaubaren Flache ist im Bebauungsplan jedoch nicht erforderlich, da diese
Station als Nebenanlage auch aufierhalb der Gberbaubaren Flache zugelassen werden kann.

5.3 Unterbrinqung des ruhenden Verkehrs

Einen mal3geblichen Einfluss auf die Qualitat des Wohnumfeldes und der Freiraumgestaltung
hat die Unterbringung des ruhenden Verkehrs. Aus der geplanten Wohnbebauung ergibt sich
ein entsprechender Stellplatzbedarf flir die Bewohner und ein Bedarf an 6ffentlichen Parkplat-
zen fur die Besucher.

Eine nahezu vollstandige Unterbringung privater Stellplatze in einer Tiefgarage tragt dazu bei,
dass moglichst wenig PKW sichtbar im Plangebiet abgestellt werden und dadurch die Wohn-
qualitat beeintrachtigt wird. Unter Berlcksichtigung aller fur die Abwagung erheblichen Be-
lange ist diese Form der Unterbringung des ruhenden Verkehrs im Vergleich zu denkbaren
Alternativen jedoch trotz der damit einhergehenden Bodenversiegelung zu bevorzugen. Die
Unterbringung des ruhenden Verkehrs beispielsweise auf ebenerdig angeordneten Stellplatz-
flachen hatte eine erhebliche Beeintrachtigung der Freiraumgestaltung bei vermutlich ver-
gleichbarer Bodenversiegelung mit sich gebracht und den Bewegungsraum fur die Quartiers-
bewohner, insbesondere fiir die Kinder, erheblich eingeschrankt und ein entsprechendes Ge-
fahrdungspotential mit sich gebracht. Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in Park-pa-
letten bzw. Parkhdusern hatte zwar eine flachensparendere Unterbringung der Stellplatze er-
moglicht, jedoch die stadtebauliche Qualitat der Wohnsiedlung nachhaltig beeintrachtigt (siehe
Ziffer 5.2).

Konkret wird dem Stellplatzbedarf fir die Anlieger durch eine Tiefgarage unterhalb der Bebau-
ung und des Innenhofs Rechnung getragen. Die Tiefgaragenzufahrt ist im Stdwesten des
Plangebiets an der Grundstticksgrenze vorgehsehen. Die Zufahrt erfolgt von der BaurstralRe.
Um die geplante Anordnung und Positionierung planungsrechtlich zu sichern, wird auf Grund-
lage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO folgende Festsetzung getroffen:

Im allgemeinen Wohngebiet sind private Stellpldtze ausschliellich in Tiefgaragen zu-
lassig. (vgl. § 2 Nummer 6 der Verordnung)
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Ferner trifft der Bebauungsplan auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB bzw. § 9 Abs. 1
Nr. 2 BauGB i.V.m § 23 Abs. 3 S. 3 BauNVO folgende Regelung:

Tiefgaragen sowie in Untergeschossen befindliche Abstellrdume, Technikrdume und
Versorgungsrdume sind ausschlie3lich innerhalb der (iberbaubaren Flachen und der
festgesetzten Flache fiir Tiefgaragen (TGa) zuldssig. (Vgl. § 2 Nummer 7 der Verord-
nung)

Da in der Regel fur Tiefgaragenstellplatze und Abstell- sowie Technik- und Versorgungsraume
ein gemeinsames Kellergeschoss errichtet wird und die Anordnung der jeweiligen Nutzungen
nach rein funktionalen und nicht formalen Kriterien erfolgen soll, wird in der textlichen Festset-
zung vorsorglich klargestellt, dass nicht nur die Bereiche des Untergeschosses, die funktional
als Tiefgarage zu werten sind, sondern auch andere Nutzungen im Untergeschoss aulRerhalb
der Uberbaubaren Flache liegen dirfen.

Fir Besucher stehen angrenzend an das Plangebiet in der Baurstralle etwa zehn 6ffentliche
Parkstande zur Verfigung. Ferner steht Besuchern des Wohnquartiers auch noch das Park-
haus des Kinos an sieben Tagen die Woche rund um die Uhr zur Verfugung, falls der Bedarf
an Besucherparkplatzen im offentlichen Stralienraum nicht gedeckt werden kann. Angesichts
der geringen Auslastung des Parkhauses kann davon ausgegangen werden, dass durchge-
hend eine Parkmdglichkeit fur Besucher der geplanten Wohnsiedlung zur Verfliigung stehen
wird. Allein durch das Parkhaus besteht auch ohne Schaffung weiterer Parkmaoglichkeiten im
offentlichen StralRenraum ein weit Uberdurchschnittliches Angebot an Besucherparkplatzen.
Um fur das Plangebiet das Angebot an im 6&ffentlichen StraRenraum befindlichen Besucher-
parkplatzen auch fir solche Lieferfahrzeuge zu schaffen, die aufgrund ihrer Fahrzeughéhe das
Parkhaus nicht nutzen kénnen, sollen weitere 8 Besucherparkplatze, wovon einer als Behin-
dertenparkplatz ausgewiesen wird, an der Baurstrale unmittelbar sidlich des Vorhabenge-
biets geschaffen werden. Die Umsetzung der Malinahme soll im Rahmen eines gesonderten
ErschlieBungsvertrags, der mit dem Vorhabentrager geschlossen wird, 6ffentlich-rechtlich ge-
sichert werden.

5.4 Besonnung

Durch die Neubebauung werden die im Osten des Plangebiets befindlichen Wohngebaude in
ihrer Belichtungssituation beeintrachtigt.

Fur die Bewertung von Verschattung ist zunachst die DIN-Norm 5034-1 von 2011 (Einsicht-
nahmestelle der DIN 5034-1: Freie und Hansestadt Hamburg, Bezirksamt Altona, Jessen-
stralle 1-3, 22767 Hamburg) heranzuziehen, die im Hinblick auf Aufenthaltsraume folgende
Aussagen trifft: ,,Vor allem fiir Wohnrédume ist die Besonnbarkeit ein wichtiges Qualitdtsmerk-
mal, da eine ausreichende Besonnung zur Gesundheit und zum Wohlbefinden beitragt. Des-
halb sollte die mégliche Besonnungsdauer in mindestens einem Aufenthaltsraum einer Woh-
nung zur Tag- und Nachtgleiche 4 h betragen. Soll auch eine ausreichende Besonnung in den
Wintermonaten sichergestellt sein, sollte die mégliche Besonnungsdauer am 17. Januar min-
destens 1 h betragen. Als Nachweisort gilt die Fenstermitte in Fassadenebene.”

Bereits der Wortlaut des Normtextes impliziert, dass die hier formulierten Werte der Abwagung
grundsatzlich zuganglich sind, und dass sie daher auch unterschritten werden kénnen, wenn
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weiteren stadtebaulichen Grinden ein gréfieres Gewicht zugesprochen wird. Grundsatzlich ist
die Rechtsprechung mit der Nennung konkreter Werte jedoch zurtuckhaltend. In einem in der
Praxis haufig gebrauchlichen Urteil befand das OVG Berlin (Urt. v. 27.10.2004 / AZ 2 S 43.04),
dass auch 2 h zur Tagundnachtgleiche in verdichteten innerstadtischen Lagen ausreichten.

Bei der Bewertung der in Folge der Planung zu erwartenden Verschattung ist im konkreten
Fall jedoch zu berticksichtigen, dass fir das geplante allgemeine Wohngebiet auch bisher
schon ein Baurecht bestand. Hier hatten gemaR des Bebauungsplans Othmarschen 40 hal-
lenartige Gewerbebauten realisiert werden kénnen. Der derzeitige Zustand als Brachflache
konnte immer nur als voriibergehender Zustand angesehen werden. Zur Beurteilung der Plan-
folgen muss folglich eine nach dem vorherigen Bebauungsplan Othmarschen 40 mogliche Be-
bauung zum Vergleich herangezogen werden.

Gegenuber dieser ergibt sich in Folge der Planung am 17. Januar eines Jahres eine gemittelt
Uber alle Fassadenbereiche fir die der von einer Neubebauung des Plangebiets maligeblich
betroffenen Gebaude Jirgen-Toépfer-Stralle 7 - 19 (Westfassade) in der Summe eine Verbes-
serung der Besonnung. Dabei profitieren insbesondere die unteren Geschosse von der ge-
planten Gebaudekubatur, so dass zum Teil mit einer Zunahme der Besonnung von 30 — 50
Minuten gerechnet werden kann. Vereinzelt mégliche Riickgange der Besonnung belaufen
sich hingegen auf lediglich einstellige Minutenwerte. Auch zum 20. Mérz sind grol¥flachige
Zunahmen in der Besonnung zu erwarten. Jedoch ist auch vereinzelt mit Abnahmen von bis
zu 10 Minuten und teilweise 10 — 30 Minuten in den unteren Geschossen der nérdlichen West-
fassade zu rechnen, die jedoch die Ausnahmen darstellen. Fir die Bestandsbebauung Jurgen-
Topfer-Stralde 3 - 5 haben die Untersuchungen keine Veranderungen zur Planrechtsvariante
ergeben.

Ferner wurde die Besonnung der nérdlich angrenzenden 6ffentlichen Parkanlage untersucht.
Gegenuber der bisher planungsrechtlich zulassigen Situation kommt es hier zu einer geringen
Mehrverschattung, da das geltende Planrecht zur nérdlichen Plangebietsgrenze eine niedri-
gere als die jetzt geplante Gebaudehohe zulasst. Die Mehrverschattung ist jedoch so gering,
dass nicht von einer deutlichen, sondern nur von einer geringfiigigen Verschlechterung aus-
gegangen werden muss.

Hinsichtlich der geplanten Wohnbebauung im allgemeinen Wohngebiet sind ebenfalls die Au-
Ren- und Innenfassaden des geplanten Baukoérpers untersucht worden. Die Untersuchung hat
ergeben, dass die Ostliche und westliche AuRenfassade durchgangig vier Stunden besonnt
werden konnen. Lediglich in begrenzten Bereichen in den Erdgeschossen und den ersten
Obergeschossen der duReren Ostfassade wird dieser Wert unterschritten, so dass hier zum
Teil nur eine Besonnungsdauer von zwei bis vier Stunden erreicht wird. An der Nordfassade
ist indes nur mit einer Besonnung von weniger als einer Stunde zu rechnen. Da es sich dabei
nur um Streiflicht handelt, ist nicht von einer groleren Relevanz dieser Fassade fir die Be-
sonnung auszugehen. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass nach Norden ausgerich-
tete Fassaden generell schon aufgrund der Ausrichtung schlecht bis gar nicht besonnt werden
kdénnen.

In den Fassaden, die zum Innenhof hin orientiert sind, stellt sich die Situation differenzierter
dar. Bei den inneren nach Osten und Suden ausgerichteten Fassaden Uberwiegt eine Son-
nenscheindauer von 4 Stunden und mehr. Lediglich in Eckbereichen in Erdgeschossnahe wird
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den Orientierungswerten der DIN 5034-1 nicht entsprochen. Bei der inneren nach Westen
ausgerichteten Fassade hingegen Uberwiegt eine Besonnungsdauer von weniger als 4 Stun-
den. In den sldlichen Abschnitten dieser Fassade ist sogar mit einer vollstandigen Verschat-
tung zum 20. Marz zu rechnen. Hier werden auch die Werte von 2 Stunden unterschritten. Da
die Besonnung allerdings auch Uber die Aulienfassade gewahrleistet werden kann, ist die hier
vorliegende geringe Besonnungsdauer als unproblematisch zu bewerten.

Grundséatzlich ist die Besonnungssituation des geplanten Gebaudekdrpers fir ein urbanes,
innenstadtnah gelegenes Wohngebiet zufriedenstellend. Fiir eine optimierte Besonnung der
Wohnung empfehlen sich flr den sidlichen Erdgeschossbereich des westlichen Gebau-
deschenkels durchgesteckte Wohnungen. Fir den nérdlichen Gebaudeteil sind Wohnungen
zu vermeiden, die ausschliel3lich nach Norden orientiert sind. Im GrofRdteil des dstlichen Ge-
baudeschenkels sind einseitig, nach Osten oder Westen ausgerichtete Wohnungen in allen
Geschossen moglich. Im stdlichsten Drittel empfiehlt sich bis einschlief3lich in das dritte Ober-
geschoss auf eine einseitige Orientierung zu verzichten.

Den Empfehlungen wird mit der konkreten Vorhabenplanung entsprochen. Die Grundrisspla-
nung ist Gegenstand des Durchfiihrungsvertrags und wird somit 6ffentlich-rechtlich gesichert.

5.5 Verkehrsflaiche — BaurstraBe

Die 6ffentliche Verkehrsflache Baurstralie wird bestandskonform erhalten. Uber diese StralRe
wird die geplante Tiefgarage angebunden. Aus der Kapazitat der geplanten Tiefgarage ergibt
sich ein Mehrverkehr von rund 300 zusatzlichen Fahrten pro Tag. Die maximale Belastung
liegt mit 32 Kfz pro Stunde in der Nachmittagsspitzenstunde. Dieser Mehrverkehr ist bezogen
auf das im Umfeld vorhandene Verkehrsaufkommen als gering einzustufen. Er kann problem-
los aufgenommen werden, sodass ein Ausbau der BaurstralRe nicht erforderlich ist. Im Rah-
men einer verkehrlichen Stellungnahme wurde zudem die Abwickelbarkeit der prognostizier-
ten Verkehre im umliegenden Stralennetz untersucht. Nach den Berechnungen des Gutach-
ters hat die Planung keine relevanten Auswirkungen auf das umliegende Stral3ennetz.

Wahrend der Bauphase der Uberdeckelung der BAB A7 wird die BaurstraRe aufgrund der
Rampensperrung flr einen Zeitraum von etwa finf Jahren als Umleitungsstrecke genutzt. Ab-
hangig von den gesperrten BAB-Rampen werden die Verkehre als Einbahnstralde in Richtung
Norden oder Siden Uber die Baurstralie gefuihrt. Die Nutzung der Baurstralte als Umleitungs-
strecke hat Einfluss auf die auf das Vorhaben einwirkende Immissionsbelastung (vgl. dazu
5.6.1.). Sie bedingt ferner eine Koordination der Bauarbeiten. Insbesondere die Einrichtung
der Hausanschllsse muss bis zur Einrichtung der BaurstralRe als Umleitungsstrecke fertigge-
stellt sein, da anschliel’end keine Arbeiten im StralRenraum mehr zulassig und maoglich sind.

5.6 Technischer Umweltschutz (Larm, Licht, Luft, Erschiitterunq)

5.6.1 Larmimmissionen

Auf das Plangebiet wirken Schallimmissionen ausgehend von Verkehrstrassen, gewerblichen
Nutzungen und Sportanlagen ein.
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Gewerbliche Larmquellen stellen insbesondere der sidlich angrenzende Gebaudekomplex mit
u.a. Kino, Einzelhandel, Parkhaus und einem Heizkraftwerk im Untergeschoss des Parkhau-
ses mit Schornsteinauslass sowie der Betriebshof der Autobahnmeisterei Othmarschen an der
Baustralle dar, die sich westlich des Plangebiets befindet.

DarUber wird ausgehend von der nérdlich der S-Bahntrasse derzeit in Bau befindlichen Sport-
anlage Sportlarm auf das Plangebiet einwirken.

Das Plangebiet und dessen Umfeld sind dartiber hinaus von Stra3en- und Schienenverkehrs-
Iarm betroffen. Im Hinblick auf den StralRenverkehrslarm missen aufgrund der derzeit bereits
in der Bauphase befindlichen Uberdeckelung der Autobahn 7 zwei Planfalle betrachtet werden:
die Bauphase und die damit einhergehende Umleitung von Verkehren lber die Baurstralle,
sowie der Regelfall nach Abschluss der Bauarbeiten mit einer dann Uberdeckelten Auto-
bahntrasse. Flr einen absehbaren Zeitraum wird somit von der Bundesautobahn und von der
Baurstrale eine erhebliche Larmbelastung ausgehen. Nach Abschluss der Bauarbeiten und
erfolgter Uberdeckelung der Bundesautobahn A 7 bildet jedoch die nérdlich angrenzende S-
Bahntrasse die Hauptverkehrslarmquelle.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde daher geprift,

¢ wie hoch die Gewerbelarmemissionen, die aus der Nachbarschaft auf das Plangebiet ein-
wirken, bemessen sind und ob es zu Immissionskonflikten innerhalb des Quartiers kom-
men kann,

e wie hoch die Larmimmissionen ausgehend von der Sportanlage sein werden und

e wie hoch die Verkehrslarmbelastung ausgehend von Strallen- und Schienenverkehr flr
die geplante Wohnbebauung wahrend und nach des Ausbaus der BAB 7 sein wird und
welche Malinahmen zur Sicherstellung gesunder Wohnverhaltnisse erforderlich sind.

Zur Einordnung der Larmbelastungen kann im Hinblick auf den Verkehrslarm die Verkehrs-
larmschutzverordnung (16. BImSchV) vom 12. Juni 1990 (BGBI. | S. 1036), zuletzt geandert
am 4. November 2020 (BGBI. | S. 2334) herangezogen werden. Sie ist zwar lediglich im Falle
des Neubaus von Straflienverkehrsflachen verbindlich, kann spiegelbildlich aber eine Orientie-
rung Uber die Zumutbarkeit von Verkehrslarmbelastungen geben, wenn wie im konkreten Falle
eine Neubebauung an bestehende Verkehrstrassen heranruckt. Fur allgemeine Wohngebiete
betragt der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts.

Fur die Einordnung von Gewerbelarmbelastungen wird die Technischen Anleitung zum Schutz
gegen Larm (TA Larm) vom 26. August 1998 (Gemeinsames Ministerialblatt S. 503), geandert
am 1. Juni 2017 (BAnz. AT 08.06.17 B5) (Einsichtnahmestelle der TA Larm: Freie und Hanse-
stadt Hamburg, Bezirksamt Altona, JessenstralBe 1-3, 22767 Hamburg) zur Beurteilung der
prognostizierten Immissionen herangezogen. Die in diesem Regelwerk enthaltenen Immissi-
onsrichtwerte sind nur im Rahmen der Zulassung von gewerblichen Nutzungen als verbindli-
che Vorgaben einzustufen, kdnnen aber im Falle einer heranriickenden Wohnbebauung spie-
gelbildlich fir die Beurteilung der Zumutbarkeit von Gewerbeldrmbelastungen herangezogen
werden. Fir allgemeine Wohngebiete betragt der Immissionsrichtwert der TA Larm 55 dB(A)
tags und 40 dB(A) nachts.

Verkehrslarm
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Nach Abschluss der Bauphase und mit Fertigstellung des Autobahndeckels kann im Plange-
biet der zur Orientierung herangezogene Immissionsgrenzwert fur allgemeine Wohngebiete
von 59 dB(A) tagsiber gemaf § 2 Abs. 1 S. 2 der 16. BImSchV weitgehend eingehalten wer-
den. An der West- und Nordfassade werden jedoch tagsuber Gberwiegend Beurteilungspegel
von 60 bis 65 dB(A), in den Erdgeschossbereichen zum Teil 57 bis 62 dB(A), erreicht.

In der Nacht ist an der West- und Nordfassade mit einem Immissionspegel von bis zu 60 dB(A)
zu rechnen. Der nachtliche Immissionsgrenzwert der 16. Bundes-Immissionsschutzverord-
nung (BImSchV) von 49 dB(A) fur allgemeine Wohngebiete wird somit um bis zu 11 dB(A) und
der fr Mischgebiete um bis zu 6 dB(A) Uberschritten, wobei sich auch hier die Maximalpegel
an der nordwestlichen Ecke befinden. Im Innenhof kdnnen die Grenzwerte der 16. BImSchV
fur allgemeine Wohngebiete fur den Nachtzeitraum eingehalten werden. An der Ostfassade
betragen die Immissionspegel in der Nacht zwischen 45 und 52 dB(A). Hier werden die Immis-
sionsgrenzwerte der 16. BImSchV fur allgemeine Wohngebiete somit teilweise um 3 dB(A)
Uberschritten. Die Immissionsgrenzwerte fir Mischgebiete, in denen regelhaft auch gewohnt
werden darf, werden jedoch auch an der Ostfassade im Nachtzeitraum durchgehend einge-
halten.

Die ermittelten Larmpegel befinden sich noch unterhalb der Schwelle der Gesundheitsgefahr-
dung. Am nérdlichen und westlichen Blockrand sind sie jedoch so hoch, dass MalRhahmen
erforderlich sind, um gesunde Wohnverhaltnisse wahrend der Bauphase als auch danach si-
cherzustellen.

Da die Pegellberschreitungen nach Abschluss der Bauarbeiten im Wesentlichen durch den
Schienenverkehr ausgeldst werden, ist zunachst zu prifen, ob die Larmbelastung durch eine
bahnparallel ausgerichtete Larmschutzwand gemindert werden kann. Diese Option scheidet
jedoch sowohl aus stadtebaulichen Griinden als auch aus Kostengriinden aus. Eine mogliche
Schallschutzwand musste aufgrund der geplanten, bis zu achtgeschossigen Bebauung und
den bestehenden Abstanden zwischen der Gleistrasse und der Wohnbebauung fir die erfor-
derliche Abschirmung eine HOhe erhalten, die stadtebaulich als nicht mehr vertraglich zu be-
werten ist. Sie ware zudem sehr kostenintensiv und wirde dem in § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB
enthaltenen Planungsleitsatz des kostensparenden Bauens widersprechen

Die Sicherung gesunder Wohnverhaltnisse kann daher nur durch die Schaffung eines ausrei-
chenden passiven Schallschutzes an den geplanten Wohngebauden bzw. durch Grundrissor-
ganisation innerhalb der Wohngebaude erfolgen.

Generell ist im Rahmen der Abwagung zu berlcksichtigen, dass die gewahlte Gebaudeform
sehr effektiv auf die erhdhte Verkehrslarmbelastung reagiert, da ein vor Verkehrslarmimmissi-
onen weitgehend geschutzter Blockinnenbereich ausgebildet wird.

Gesunde Wohnverhaltnisse kdénnten durch Grundrissorganisation erreicht werden, indem je
nach Hohe des Immissionspegels alle Wohn- und Schlafrdume oder zumindest alle Schlaf-
raume ausschlielich larmabgewandt angeordnet werden. Eine solche Ldsung ist ebenso
denkbar, wie die Aussparung einer Gebaudeecke (und SchlieBung der sich dann ergebenden
Offnung durch ein Larmschutzelement), um auch in kritischen Ecksituation zumindest die
Schlafraume larmabgewandt anordnen zu kénnen. Diese Lésungen fliihren im Ergebnis jedoch
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alle dazu, dass weniger Wohnraum realisiert werden kdnnte. Dies wiirde zum einen dazu flh-
ren, dass die Zielsetzung des Hamburger Senats, dass jedes Jahr mindestens 10.000 Woh-
nungen in Hamburg errichtet werden, schwerer erreichbar ware und zudem die schlie3lich
realisierten Wohnungen die Miet- und Kaufpreise steigen mussten, da das Wohngebaude im
Hinblick auf Baukosten und Grundstiicksausnutzung weniger wirtschaftlich ware. Alternative
Grundrissldsungen kommen fur den nordlichen Blockrand mit Blick auf effiziente, langfristig
vermietbare Wohneinheiten sowie den Anforderungen des kostensparenden Bauens nicht in
Betracht.

Als Mallnahme zur Minderung der auf die schutzbedurftigen Wohn- und Schlafrdume ein-
wirkenden Immissionsbelastung sind im Westschenkel des Gebaudekomplexes die Grund-
risse komplett Gberarbeitet worden. Statt sogenannter Dreispanner dominieren nun soge-
nannte Zweispanner. In Folge dieser Umplanung kdnnen zumindest die meisten Schlafraume
zum Innenhof ausgerichtet werden. Um eine Gesundheitsgefahrdung auch fir die larmzuge-
wandten Schlafraume auszuschlieRen, sind fliir das konkrete Vorhaben spezifische Grundriss-
I6sungen gewahlt worden. Bei diesen nicht zum Innenhof ausgerichteten Schlafzimmern des
West- und Nordschenkels soll durch so weit wie mdglich von den Larmquellen abgewandte
Bellftungsmdglichkeiten Uber eine schallschitzende Loggia sichergestellt werden, dass
nachts ein Immissionspegel von 30 dB(A) bei teilgedffneten Fenster am Ohr des Schlafers
eingehalten und somit eine gute Nachtruhe sichergestellt werden kann. Durch diesen L6-
sungsansatz kdnnen gesunde Wohnverhaltnisse sichergestellt werden. Die Umsetzung der
larmoptimierten Grundrisskonfigurationen ist Gber Regelungen im Durchfihrungsvertrag 6f-
fentlich-rechtlich gesichert.

Im Ergebnis dieser Priufungen wurde deshalb eine alle Belange abwagende Entscheidung ge-
troffen, die an Stelle der Lésung durch Grundrissorientierung am Nord- und Westrand auf
MaRnahmen abstellt, die eine ausreichende Nachtruhe in den Schlafraumen und Kinderzim-
mern ermdglichen. Dementsprechend wird in § 2 Nummer 8 auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr.
24 BauGB die folgende Festsetzung getroffen:

Im allgemeinen Wohngebiet ist durch geeignete bauliche Schallschutzmal3nahmen
(wie zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergérten, besondere Fens-
terkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare MalBnahmen) sicherzustellen,
dass insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, bei der wahrend der Nachtzeit
in Schlafrdumen bei gekipptem Fenster ein Innenraumpegel von 30 dB(A) nicht (iber-
schritten wird. Erfolgen die baulichen SchallschutzmalBnahmen in Form von verglasten
Loggien oder Wintergarten muss dieser Innenraumpegel bei gekippten/teilgedffneten
Bauteilen erreicht werden. Wohn-/ Schlafrdume in Ein-Zimmerwohnungen und Kinder-
zimmer sind wie Schlafrdume zu beurteilen. (vgl. § 2 Nummer 8 der Verordnung)

Der in der Festsetzung § 2 Nummer 8 fixierte Zielwert von 30 dB(A) nachts leitet sich aus den
Erkenntnissen der Larmwirkungsforschung ab. Demnach ist bei einem Innenraumpegel von
kleiner 30 dB(A) nachts am Ohr des Schlafers ein gesunder Schlaf ohne Risiko einer larmbe-
dingten Herz-Kreislauf-Erkrankung maoglich. Diese Vorgehensweise zur Konfliktldsung ist des-
halb gerechtfertigt, da die Festlegung von nachtlichen Au3enpegeln in den Vorschriften, hier
hilfsweise herangezogen die 16. BImSchV, einen ausreichend niedrigen Innenraumpegel fur
den gesunden Schlaf ermdglichen sollen. Dieses Schutzziel fir die Nacht wird also entspre-
chend festgesetzt.

26



Der Innenraumpegel ist nachts bei einem gekippten bzw. teilgedffneten Fenster (auch bei Pla-
nung von verglasten Loggien oder Vorhangfassaden etc., so dass dann von zwei hintereinan-
der liegenden gekippten Fenstern auszugehen ist) nachzuweisen. Dieses gekippte bzw. teil-
geoffnete Fenster basiert nicht auf Erfordernissen der Raumbeliiftung, sondern hat seine Er-
klarung aus der Larmwirkungsforschung und dem Wahrnehmen von AuRenwelteindricken.
Entsprechende Untersuchungen haben wiederholt bestatigt, dass die Wahrnehmung der Au-
Renwelt ein unverzichtbarer qualitativer Bestandteil des Wohnens ist. Hierbei geht es nicht um
eine akustisch-diffuse AuRenweltwahrnehmung — wie sie bereits bei relativ groRen Fenstern
bzw. Glasbauteilen eintritt — sondern um eine informationshaltige akustische Wahrnehmung
der Aulienwelt. Vor diesem Hintergrund sind Interpretationen des Begriffes, die darauf hinaus
laufen, das Wohnen lediglich bei geschlossenen Fenstern bzw. mit minimalen Spaltbreiten zu
ermdglichen, abzulehnen. Aus diesem Grund kommt der Diskussion Uber die Breite der sog.
Spaltéffnung bei den gekippten Fenstern auch aus physikalischer Sicht eine andere Bedeu-
tung zu; sie muss ausreichend grol sein, damit der vorgenannte Effekt gegeben ist. Vergleich-
bare MalRnhahmen sind dann akzeptabel, wenn sie die Wahrnehmbarkeit akustischer Hinter-
grundgerausche der AulRenwelt ebenso gewahrleisten. Dies gilt auch fir den Fall, dass bauli-
che Schallschutzmafinahmen kombiniert werden. Bei gewdhnlichen Fensterkonstruktionen er-
folgt auch bei gekipptem Fenster bereits eine Minderung der Larmimmissionen um ca. 15
dB(A). Durch eine larmoptimierte Fensterkonstruktion (wie z.B. fur die stark immissionsbelas-
tete Wohnnutzung in der HafenCity entwickelt wurde) kann sogar eine Larmreduzierung von
25 dB(A) erreicht werden. Im Falle der Bebauung entlang der S-Bahntrasse kann fir die zur
Trasse ausgerichteten Fenster folglich erwartet werden, dass eine gewdhnliche Fensterkon-
struktion mit einer dahinter liegenden larmoptimierten Fensterkonstruktion gekoppelt werden
muss.

Bei Werten ab 65 dB(A) tagstiber sind zusatzliche Regelungen fur die AulRenwohnbereiche
erforderlich (d. h. Balkone, Loggien oder Terrassen), weil nach dem derzeitigen Stand der
Wissenschaft bei einer entsprechenden Larmbelastung das Herzinfarktrisiko deutlich ansteigt.
Ab diesem Schallpegel sind daher aus gesundheitlicher Sicht Schutzmallinahmen erforderlich,
die im Rahmen der Bauleitplanung berlcksichtigt werden mussen. Auflenwohnbereiche sind
deshalb méglichst zur larmabgewandten Seite zu orientieren oder zu verglasen, also sind z. B.
Wintergarten statt Balkonen vorzusehen. Der Bebauungsplan trifft daher auf Grundlage von
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB in § 2 Nummer 9 folgende Festsetzung:

Fiir Wohnungen, die an dem mit ,(A)“ gekennzeichneten Fassadenabschnitt liegen, ist
durch bauliche MalBnahmen sicherzustellen, dass in den zu den Wohnungen zugehé-
rigen AulRenbereichen ein Tagpegel von kleiner 65 dB(A) erreicht wird. Dies kann ent-
weder durch eine Orientierung der AulRenbereiche an larmabgewandten Gebéudesei-
ten oder durch die Durchfiihrung baulicher Schallschutzmalinahmen (wie zum Beispiel
verglaste Loggien, Wintergérten) mit teilgeéffneten Bauteilen erfolgen. (vgl. § 2 Num-
mer 9 der Verordnung)

Fir die Zeit nach der Bauphase der Bundesautobahn werden von dieser Festsetzung lediglich
die Nordwestecke des Gebaudekomplexes betroffen sein. Relevant ist diese Festsetzung viel-
mehr fUr die Bauphase (siehe unten). Mit dieser Festsetzung wird sichergestellt, dass geeig-
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nete Malinahmen ergriffen werden, die dazu flhren, dass vor den Gebaudefassaden die Lar-
mimmissionen soweit reduziert werden, dass ein gesundheitsschadlicher AuRenlarmpegel gar
nicht mehr besteht und ein geschitzter AuRenwohnbereich geschaffen wird.

Der fur den AulRenwohnbereich festgesetzte Immissionspegel entspricht den Immissions-
grenzwerten der hilfsweise herangezogenen 16. BImSchV. Diese Larmbelastung ist aus Sicht
des Verordnungsgebers den Bewohnern eines allgemeinen Wohngebiets im Hinblick auf die
Verkehrslarmbelastung zuzumuten. Grundlage fur die Herleitung des Wertes von 65 dB(A) ist
eine Studie des Umweltbundesamtes aus dem Jahr 2006, die 61 epidemiologische Larmstu-
dien hinsichtlich eines Zusammenhangs zwischen Verkehrslarm und dem Herzinfarktrisiko
evaluiert. Die Angabe einer exakten Wirkungsschwelle ist methodisch schwierig, weil die em-
pirischen Auswertungen zumeist von gruppierten Expositionsdaten mit Klassenbreiten von je-
weils 5 dB(A) ausgehen. Die vorgelegten Risikoabschatzungen deuten auf der Grundlage von
Kurveninterpolationen allerdings darauf hin, dass bereits ab 60 dB(A) das Herzinfarktrisiko
leicht ansteigt, ab 65 dB(A) deutlicher. Ab einem Tagpegel von 65 dB(A) finden sich vergleichs-
weise konsistent erhéhte Risiken. Ab diesem Schallpegel sind daher aus gesundheitlicher
Sicht SchutzmalRnahmen erforderlich, die im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans
berucksichtigt werden.

Mit Hilfe der vorgenannten Festsetzungen kann im Plangebiet bei Betrachtung aller die Wohn-
qualitat bestimmenden Aspekte, wie der zentralen und attraktiven Lage, der guten verkehrli-
chen Anbindung und der guten Ausstattung mit Infrastruktur eine ausreichende Wohnqualitat
erwartet werden, welche unter Abwagung aller Belange die Ausweisung einer Wohnnutzung
rechtfertigt. Da gesunde Wohnverhaltnisse bei Umsetzung der festgesetzten MalRnahmen
nicht gefahrdet sind, sind die oben beschriebenen Grundrisskonfigurationen hinzunehmen.

Diese Einschatzung gilt uneingeschrankt jedoch nur fir die Zeit nach Abschluss der Bauphase
und Fertigstellung des Autobahndeckels. Wahrend der Bauphase des Autobahndeckels ist mit
hdheren Immissionspegeln zu rechnen. Da die Bauphase bis etwa 2025 andauern wird und
die zuklnftigen Bewohner des Quartiers Uber mehrere Jahre hinweg davon beeintrachtigt wer-
den, muss im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens und hinsichtlich des planungsrechtlich
zu sichernden Schallschutzes auch auf die wahrend dieser Phase zu erwartenden Beurtei-
lungspegel abgestellt werden.

Konkret ist fur die geplante Wohnbebauung in den einzelnen Bereichen wahrend der Bau-
phase mit folgender Verkehrslarmbelastung zu rechnen:

An der West- und Nordfassade werden tagsiber Beurteilungspegel von bis zu 69 dB(A) er-
reicht. Damit werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fur allgemeine Wohngebiete
um bis zu 10 dB(A) Uberschritten. An den Silidfassaden betragt die Uberschreitung bis zu 6
dB(A). Im Innenhof sowie an der Ostfassade konnen die tagsuber geltenden Grenzwerte fur
allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) weitgehend eingehalten werden. Lediglich in der Nord-
ostecke werden sie um 1 dB(A) Uberschritten. Legt man die Immissionsgrenzwerte fur Misch-
gebiete zu Grunde, in denen auch gewohnt werden kann, kommt es tagsiuber mit Ausnahme
der West- und Nordfassade und im 7. Obergeschoss auch an der Slidfassade des Westschen-
kels jedoch zu keiner Uberschreitung dieses zur Orientierung herangezogenen Grenzwertes.
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Im Nachtzeitraum wird der Grenzwert der 16. BImSchV fir allgemeine Wohngebiete von
49 dB(A) an der Nord-, West- und Sudfassade um bis zu 16 dB(A) Uberschritten, wobei die
maximalen Pegel in der nordwestlichen Gebaudeecke erreicht werden. Auch auf der dstlichen
Seite des Innenhofs werden im obersten Stockwerk noch Uberschreitungen von bis zu 6 dB(A)
erwartet. Zieht man die Grenzwerte fiir Mischgebiete (54 dB(A)) auch fir den Nachtzeitraum
heran, wird dieser ebenfalls in beiden Fallen Uberschritten. Lediglich an der dstlichen Fassade
sowie den hofseitigen nérdlichen und westlichen Fassaden kénnen die Grenzwerte fir Misch-
gebiete in der Nacht eingehalten werden. Die Grenzwerte fur allgemeine Wohngebiete von 49
dB(A) nachts kénnen nur im Innenhof und nur etwa bis zum vierten beziehungsweise flinften
Obergeschoss eingehalten werden.

Bei der textlichen Festsetzung § 2 Nummer 8 wird daher bewusst auf eine raumliche Eingren-
zung auf konkrete Gebaudeteile verzichtet. Je nachdem, zu welchem Zeitpunkt eine Bauge-
nehmigung erteilt wird, kann sich fur mehr oder weniger Fassadenbereiche das Erfordernis
des entsprechenden passiven Larmschutzes ergeben. Sollte sich die Planumsetzung aus der-
zeit nicht absehbaren Griinden verzdégern und das Wohngebaude erst nach Abschluss der
Bauphase der BAB 7 errichtet werden, sind deutlich weniger Fassadenbereiche mit den ent-
sprechenden LarmschutzmalRnahmen auszustatten. Sollte die Baugenehmigung aber in der
Phase erteilt werden, in der die Baurstralle als Umleitungsstrecke dient, sind fast alle Gebau-
deschenkel in einem MalRe Verkehrslarmimmissionen ausgesetzt, die Mallnhahmen des Im-
missionsschutzes erforderlich machen.

Der Bereich, fur den die textliche Festsetzung § 2 Nummer 9 gilt, die einen ausreichenden
Schutz der AulRenwohnbereiche sicherstellt, ist auf die Fassadenbereiche beschrankt, die in
der Phase, in der die BaurstralRe als Umleitungsstrecke fungiert, einer Verkehrslarmbelastung
von 65 dB(A) ausgesetzt sind.

Im Ergebnis ist gegenuber der Zeit nach Abschluss der Bauphase vor allem fir den westlichen
Gebaudeschenkel mit einer signifikant héheren Larmbelastung zu rechnen. In diesem Gebau-
deschenkel kann wahrend der Bauphase nur noch dann mit gesunden Wohnverhaltnissen ge-
rechnet werden, wenn die Schlafrdume zum Innenhof und somit larmabgewandt angeordnet
werden. Die nachtliche Larmbelastung ist an der larmzugewandten Gebaudeseite wahrend
der Bauphase so hoch, dass es zum einen nicht mehr moglich sein wird, durch technische
MalRnahmen sicherzustellen, dass bei teilgedffneten Fenster nachts nur 30 dB(A) am Ohr des
Schlafers zu erwarten sind. Zum anderen erfordern die fur den Tag- und fir den Nachtzeitraum
ermittelten Larmpegel, dass die im Westriegel bzw. in der Nordwestecke angeordneten Woh-
nungen auch Uber eine larmabgewandte Seite verfligen, an der die Immissionspegel die
Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung nicht Gberschreiten.

Aus den oben bereits dargelegten Grinden ist jedoch eine entsprechende Grundrissorientie-
rung aufgrund der Gebaudekonzeption an der Nordwestecke nicht realisierbar. Die Schaffung
wenig zweckmaRiger sowie kosten- und flachenintensiver Grundrissldsungen ware angesichts
der Begrenztheit der Bauphase der Autobahniberdeckelung auch nicht gerechtfertigt. Nach
der konkreten Vorhabenplanung werden einige Wohnungen in der Nordwestecke des Vorha-
bens ausschliel3lich nach Westen und Norden bzw. ausschlie3lich nach Westen ausgerichtet
und somit zwar flir die Zeit nach der Bauphase, nicht jedoch wahrend der Bauphase gesunde
Wohnverhaltnisse gewahrleisten kdnnen, da sie Uber keine larmabgewandte Seite verflgen,
jedoch an der larmzugewandten Seite Immissionspegeln ausgesetzt sind, die die Schwelle der
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Gesundheitsgefahrdung tberschreiten. Mit Blick auf diese Wohnungen wird daher in dem Vor-
habenbezogenen Bebauungsplan gemal § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass derartige Woh-
nungen in diesem Zeitraum fiir eine Wohnnutzung nicht zur Verfiigung stehen kénnen. Dem-
entsprechend wird auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB folgende textliche Festsetzung
getroffen:

In den mit ,(B)“ gekennzeichneten (berbaubaren Fldchen des allgemeinen Wohnge-
biets ist eine einseitig nach Westen ausgerichtete Wohnnutzung erst dann zuléssig,
wenn die Umleitung und die Verkehrsfiihrung (iber die Baurstral3e im Zuge der Bauar-
beiten der Uberdeckelung der Bundesautobahn 7 im Abschnitt Altona eingestellt ist.
Die Dauer der Umleitung wird durch die dafiir erteilte StralBenverkehrsbehérdliche An-
ordnung bestimmt. Flir gewerbliche AufenthaltsrGume muss ein ausreichender Schall-
schutz an AuBentiiren, Fenstern, Au3enwédnden und Dachern der Gebdude durch bau-
liche MalBnahmen geschaffen werden. (vgl. § 2 Nummer 10 der Verordnung)

Fur den mit ,(B)“ gekennzeichneten Bereich sind flr den Zeitraum, in der die Baurstralie als
Umleitungsstrecke genutzt wird und den erhdhten Larmbelastungen nicht entgegengewirkt
werden kann, in den einseitig zur Larmquelle ausgerichtete Einheiten gewerbliche oder freibe-
rufliche Nutzung durch Blros und Arztpraxen oder kleinere Betriebe des Beherbergungsge-
werbes, entsprechend der Zulassigkeit im allgemeinen Wohngebiet, méglich. Nach Abschluss
der Bauarbeiten bleiben diese Nutzungen weiterhin zulassig. Die Wohnnutzung tritt jedoch
dann als weitere Nutzungsoption hinzu.

Auch im Hinblick auf den Schutz gewerblich genutzter Rdume ist bezogen auf die wahrend
der Bauphase von der Baurstralte ausgehende Immissionsbelastung eine konfliktmindernde
Regelung sinnvoll, denn nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind die allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu bericksichtigen. Gewerbliche Aufenthaltsraume
besitzen im Vergleich zu Aufenthaltsraumen in Wohnungen ein geringeres Schutzbedurfnis.
So definiert die Arbeitsstattenverordnung zuldssige Innenraumpegel von bis zu 85 dB(A), also
ungleich héhere Pegel, als die fir Wohnungen als angemessen angesehen werden. Gleich-
wohl stellen die Arbeitsverhaltnisse einen Abwagungsbelang dar, der zu berlcksichtigen ist.
Daher wird in § 2 Nummer 10 die Regelung aufgenommen, dass fir diese Rdume ein ausrei-
chender Schallschutz an Au3entliren, Fenstern, AuRenwanden und Dachern der Gebaude
durch bauliche MaRnahmen zu schaffen ist.

Gewerbelarm

Zur Beurteilung potentieller Immissionskonflikte innerhalb des Quartiers wurde im Rahmen der
schalltechnischen Untersuchung die Immissionsbelastung durch Gewerbelarm aus der umlie-
genden Nachbarschaft ermittelt. Relevant fir die Untersuchung waren insbesondere der stid-
lich angrenzende Gebaudekomplex mit u.a. Kino, Einzelhandel, Parkhaus und einem Heiz-
kraftwerk im Untergeschoss des Parkhauses mit Schornsteinauslass, der Betriebshof der Au-
tobahnmeisterei Othmarschen an der Baurstral’e sowie der Besucherparkplatz am 6stlichen
Nachbargrundstiick.

In der larmtechnischen Untersuchung wurde ermittelt, dass der Immissionsgrenzwert der TA
Larm fur allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) im Tageszeitraum an allen Fassaden einge-
halten werden kann. Auch der nachtliche Richtwert der TA Larm von 40 dB(A) wird entlang
nahezu aller Fassaden eingehalten. Lediglich die Fassadenpegel an den sidlichen Giebeln in
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den Obergeschossen 5 bis 7 weisen nachtliche Beurteilungspegel von mehr als 40 dB(A) auf
und Uberschreiten damit den zuldssigen Richtwert um bis zu 6 dB. Auflerdem kommt es jeweils
in den Obergeschossen des westlichen wie auch des dstlichen Fligels zur Baurstralie bzw.
zum Innenhof orientiert an den sudlichen Enden zu Richtwertiiberschreitungen von 1 dB bis 3
dB. Die Hauptlarmquelle stellt dabei der nachtliche Betrieb des Parkhauses dar. In den obers-
ten Geschossen gewinnt der Schornsteinauslass des Heizkraftwerkes im Parkhaus jedoch
auch zunehmend an Bedeutung.

Insgesamt ergibt sich aber eine potentielle Konfliktlage durch das Heranrticken von Wohnnut-
zung an gewerbliche Nutzungen im Nachtzeitraum. Demzufolge muss sich das Wohnen ge-
mal des Veranlasserprinzips gegen die von dem Gewerbe ausgehenden Emissionen schit-
zen. Die Wohnnutzung darf zu keiner Uber die Bestandssituation hinausgehenden Einschran-
kung des Gewerbes fiihren.

Diesen erhéhten nachtlichen Gewerbelarmbelastungen wird auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr.
24 BauGB durch folgende textliche Festsetzung Rechnung getragen:

An den mit ,(C)“ gekennzeichneten Fassadenabschnitten ist in den Obergeschossen
4,5, 6 und 7 durch mindestens 0,55 Meter tiefe Vorbauten vor zu 6ffnenden Fenstern
von Aufenthaltsrdumen ein ausreichender Schutz vor Gewerbeldrmkonflikten herzu-
stellen. An der mit ,(D)“ gekennzeichneten Fassade ist im 7. Obergeschoss auf der
Siidseite des siidlichsten Fensters vor Aufenthaltsrdumen ein mindestens 1,5 Meter
tiefes und mindestens 2,3 Meter hohes Schallschutzelement vorzusehen. Im 6. Ober-
geschoss ist dies ebenfalls an der mit ,(D“) gekennzeichneten Westfassade umzuset-
zen. Das Schallschutzelement muss ein bewertetes Mindestbauschallddmm-Mal3 R'w
von 10 dB aufweisen. An der mit ,(E)* gekennzeichneten Fassade ist im 5. Oberge-
schoss auf der Slidseite des stidlichsten Fensters von Aufenthaltsrdumen ein mindes-
tens 1,5 Meter tiefes und mindestens 2,3 Meter hohes Schallschutzelement vorzuse-
hen. Dieses muss ein bewertetes Mindestbauschallddmm-Mal3 R'w von 10 dB aufwei-
sen. Auf die Umsetzung der zuvor genannten Festsetzung zum Schutz vor Gewer-
beldrmkonflikten kann verzichtet werden, wenn die Einhaltung des Richtwertes von 40
dB(A) in der lautesten Nachtstunde 0,5 m vor einem zu éffnenden Fenster eines Auf-
enthaltsraumes durch Einzelnachweis sicher gestellt ist. (vgl. § 2 Nummer 11 der Ver-
ordnung)

Der Bebauungsplan Othmarschen 40 lasst fur das sudlich angrenzende eingeschrankte Ge-
werbegebiet (Flurstlick 2744) ein Emissionskontingent mit erhdhtem Zusatzkontingent im
Nachtzeitraum fur den Richtungssektor B zu. Durch das Zusatzkontingent erhdht sich das
nachtliche Emissionskontingent flr den dargestellten Richtungssektor auf 60 dB(A) und geht
somit Gber den derzeit durch das Parkhaus und das Heizwerk verursachten Gewerbelarm, der
durch die Festsetzung § 2 Nummer 11 des Bebauungsplans Othmarschen 46 berticksichtigt
ist, hinaus.

Somit entsteht zwar nicht faktisch, jedoch eine theoretische bzw. potentielle Konfliktlage, wenn
sich im eingeschrankten Gewerbegebiet eine flir das Wohnen stérende Gewerbenutzung an-
siedeln wlrde, die das im Nachtzeitraum zuldssige Emissionskontingent beansprucht. In Hin-
blick auf die erforderliche Konfliktbewaltigung muss somit nicht nur der derzeitig bestehende,
sondern auch der planungsrechtlich mdgliche Gewerbeldarm beachtet werden.
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Das planungsrechtlich zulassige Emissionskontingent kann jedoch durch die jetzige Nutzung
durch das Parkhaus und das Heizkraftwerk nicht ausgeschépft werden, sondern nur, wenn
das Parkhaus durch eine andere Nutzung ersetzt wirde. Das Parkhaus dient hingegen als
Stellplatznachweis fir das weiter sudlich anschlieRende Multiplexkino und ist mit diesem bau-
ordnungsrechtlich verbunden. Das Heizwerk wiederum versorgt die Freizeitanlage mit Warme.
Ein Fortfall der beiden derzeit bestehenden Larmquellen Parkhaus und Heizwerk ist somit nur
dann zu erwarten, wenn der Kinokomplex durch eine Folgenutzung ersetzt wirde. Es ist davon
auszugehen, dass eine Neubebauung des eingeschrankten Gewerbegebietes, in dem sich
das Parkhaus und das Heizkraftwerk befinden, ein Planungserfordernis auslésen wurde. Ein
neuer Bebauungsplan wirde die vorhandene Wohnbebauung im direkten Umfeld dann be-
rucksichtigen.

Aus diesen Grinden ist nicht davon auszugehen, dass das zuldssige Emissionskontingent
zuklnftig ausgeschopft wird. Der Larmschutz soll deshalb nicht Uber eine textliche Festset-
zung des Bebauungsplans sichergestellt werden, da die bauliche Umsetzung der fur die nur
theoretisch mégliche Larmbelastung erforderlichen LarmschutzmaBnahmen ein UbermaR dar-
stellt und die Gestaltungsqualitat sowie die Wohnqualitat des Gebaudes negativ beeintrachti-
gen wirde ohne gegenwartig erforderlich zu sein. Stattdessen wird Uber eine Verpflichtung im
Durchfuhrungsvertrag sichergestellt, dass die Immissionsrichtwerte der TA Larm eingehalten
werden, wenn von dem angrenzenden Gewerbegebiet im Plangebiet Othmarschen 40 Larm-
immissionen entsprechend des zulassigen nachtlichen Emissionskontingents auf das Wohn-
gebaude im Plangebiet Othmarschen 46 ausgehen.

Konkret verpflichtet sich der Vorhabentrager im Durchfiihrungsvertrag, aktiven Larmschutz am
Wohngebaude zu errichten, sobald mittels einer Schallpegelmessung nachgewiesen wurde,
dass die Immissionswerte, mit denen das Plangebiet belastet wird, an dem Wohngebaude an
den mafgeblichen Immissionsorten die gemaf der TA Larm zuladssigen Immissionsrichtwerte
von 55 dB(A) tagsliber und 40 dB(A) nachts Ubersteigen.

Sportlarm

Infolge des Betriebs der nérdlich gelegenen Sportanlage werden an der Nordfassade des ge-
planten Gebaudes sonntags Maximalpegel von 52 dB(A) erreicht. Damit werden die Immissi-
onsrichtwerte der 18. BImSchV von 55 dB(A) in der Ruhezeit am Sonntag (13 — 15 Uhr) nicht
Uberschritten. Auch wahrend der Punktspiele sonntags aulRerhalb der Ruhezeiten sowie wah-
rend des werktaglichen Trainings werden die Immissionsrichtwerte fir allgemeine Wohnge-
biete deutlich unterschritten.

5.6.2 Lichtimmissionen

Die Planung sieht die Realisierung eines Wohngebdudes in unmittelbarer Nahe zu dem sidlich
gelegenen Parkhaus vor. Darlber hinaus wird im Norden der S-Bahntrasse der Sportpark
BaurstralRe errichtet, der ebenfalls eine lichttechnische Planung beinhaltet. Im Rahmen der
lichttechnischen Untersuchung wurde geprift, ob durch die Nutzung der Beleuchtungsanlage
an der ndrdlich gelegenen Sportanlage sowie die Nutzung des sudlich angrenzenden Park-
hauses an dem geplanten Wohngebaude mit Konflikten zu rechnen ist und wie diese ggf. ver-
mieden werden kdnnen.
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MaRgeblich flr die Beurteilung mdglicher schadlicher Umwelteinwirkungen nach Bundes-Im-
missionsschutzgesetz sind die Blendung und die Raumaufhellung nach den ,Hinweisen zur
Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen nach Beschluss des Landeraus-
schusses fur Immissionsschutz” aus dem Jahr 2012. Diese Hinweise geben sowohl fur die
Raumaufhellung als auch die Blendung Immissionsrichtwerte vor.

Die Raumaufhellung orientiert sich an der ,mittleren Beleuchtungsstérke Er“ am Immissionsort
,in Fensterebene von Wohnungen®. Diese beziehen sich auf ,zeitlich konstantes und weilles
oder annahernd weiles Licht*, das ,mehrmals in der Woche jeweils langer als eine Stunde
eingeschaltet ist“. In Allgemeinen Wohngebieten soll die mittlere Beleuchtungsstarke tagsuber
3 Erin Ix und nachts 1 Erin Ix nicht Gberschreiten. Im Hinblick auf das Blendmal soll der Im-
missionsrichtwert k fir Blendung in allgemeinen Wohngebieten zwischen 6 und 20 Uhr 96 k,
zwischen 20 und 22 Uhr 64 k und zwischen 22 und 6 Uhr 32 k nicht Uberschreiten.

Sportpark BaurstraRe

Hinsichtlich der zuklnftigen Sportparknutzung wurde die Auswirkung der Lichtplanung fur den
Sportpark auf das Wohnungsbauvorhaben untersucht. Weiterfiihrende Ortsbegehungen ha-
ben aulerdem ergeben, dass die gesichteten Leuchten, von den vorliegenden Planungen ab-
weichen. Es wurden Berechnungen an verschiedenen Immissionsorten durchgefihrt.

Die Untersuchungen fiir die Blendung haben zu dem Ergebnis geflihrt, dass sich fiir die meis-
ten Strahler durch die Blenden keine direkte Sichtverbindung von den méglichen Immission-
sorten zur Leuchtflache ergibt. Zusammenfassend sind am Immissionsort keine Konflikte zu
erwarten.

Hinsichtlich der Raumaufhellung haben Berechnungen mit den in der Genehmigung verwen-
deten Leuchten ohne Blenden ergeben, dass mit einer maximalen Beleuchtungsstarke von
etwa 1 Ix der Richtwert von 3 Ix flir den Tagzeitraum (6.00 bis 22.00Uhr) deutlich unterschritten
wird.

Darlber hinaus haben die Untersuchungen ergeben, dass gegenuber der urspringlichen
Lichtplanung abweichende Leuchten installiert wurden, die mit Blenden versehen sind, die ge-
ringeres Streulicht und somit eine geringere Blendwirkung sowie Raumaufhellung zur Folge
haben.

Zudem kann aufgrund des starken Baumbestandes nérdlich des Bahndamms auch auf3erhalb
der Vegetationsperiode damit gerechnet werden, dass flr die unteren Geschosse der geplan-
ten Wohnbebauung eine zumindest teilweise Verdeckung der Leuchten gegeben ist.

Aus gutachterlicher Sicht ist nicht zu erwarten, dass durch die Beleuchtungsanlage des Sport-
parks an der geplanten Bebauung Konflikte hervorgerufen werden.

Parkhaus

Es ist davon auszugehen, dass die Scheinwerfer der parkenden Pkw im Parkhaus aufgrund
der durchlassigen Fassadengestaltung zu Lichtimmissionen an den Fassaden des angrenzen-
den Wohngebaudes fiihren. Um die Wohnungen vor diesem, auch in den Nachtstunden auf-
tretendem, Lichteinfall zu schitzen, wird bereits im Bebauungsplan Othmarschen 40 an der
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Nord- und Ostfassade eine Blendschutzvorrichtung zwingend festgesetzt. Die nérdliche Fas-
sade ist bislang jedoch ohne Blendschutz ausgefihrt. Es ist davon auszugehen, dass infolge
einer Realisierung des Blendschutzes an bzw. vor der Nordfassade ein ausreichender Schutz
gewahrleistet werden kann. Der Vorhabentrager verpflichtet sich im Durchfuhrungsvertrag
dazu einen Blendschutz an bzw. vor der Nordfassade des Parkhauses anzubringen. Im Hin-
blick auf die gesamte Lichtimmission aus Parkhausbeleuchtung sowie Pkw-Scheinwerfern
koénnte jedoch auch ein umfangreicherer Blendschutz notwendig sein. Im Rahmen des Vorha-
bens ist aus gestalterischen Griinden die Begriinung der Nordfassade des Parkhauses an
bzw. vor diesem vorgesehen. Die Umsetzung dieser Fassadenbegriindung wird durch eine
Festsetzung im Bebauungsplan und im Rahmen des Durchfihrungsvertrags offentlich-recht-
lich gesichert.

5.6.3 Luftschadstoffe

Im Hinblick auf eine geplante Wohnnutzung wurde fir das Plangebiet im Rahmen eines Luft-
schadstoffgutachtens untersucht, ob und welche Immissionsbelastungen aufgrund der Nahe
zur BAB A7, der ebenfalls stark befahrenen Behringsstralle sowie des sldlich angrenzenden
Parkhauses bestehen. Bericksichtigt wurde die aus dem Verkehr resultierende Luftschad-
stoffbelastung mit Stickstoffdioxiden und Feinstaduben (PM+o, PM25). Die Untersuchungen be-
ziehen sich auf das Jahr 2019 und beziehen damit die Uberdeckelung der BAB 7 nicht mit ein.

Die Untersuchung hat ergeben, dass im Plangebiet und der naheren Umgebung nicht mit
Uberschreitungen der Grenzwerte zu rechnen ist. Das Immissionsniveau betragt fiir Stickstoff-
dioxid 28 bis 38 ug/m?® und fiir den Feinstaub PM1o 23 bis 28 ug/m? und ist damit entsprechend
der innerstadtischen Lage deutlich erhéht, liegt jedoch unter den gesetzlichen Grenzwerten
von 40 pg/m?3 fur Stickstoffdioxid (NO2) gemaR § 3 Abs. 2 der 39. Bundes-Immissionsschutz-
verordnung (39. BImSchV) vom 2. August 2010 (BGBI. | S. 1065), ), zuletzt gedndert am 19.
Juni 2020 (BGBI. | S. 1328, 1341) sowie die Feinstraubfraktion PM1, geman § 4 Abs. 2 der 39.
BImSchV. Fir den Feinstaub PM,s liegt der Wert bei 17 ug/m® und damit deutlich unter dem
Grenzwert von 25 pyg/m®nach § 5 Abs. 2 der 39. BImSchV (Einsichtnahmestelle der 39. BIm-
SchV: Freie und Hansestadt Hamburg, Bezirksamt Altona, JessenstraBe 1-3, 22767 Ham-
burg).

Nach der Fertigstellung der Uberdeckelung der BAB A7 ist infolge einer sinkenden Verkehrs-
belastung in der Baurstralde, die als Sackgasse ausgebildet wird, und zuriickgehenden Immis-

sionen der BAB A7 mit einem erheblichen Riickgang des Immissionsniveaus zu rechnen.

Aus gutachterlicher Sicht bestehen demnach keine Bedenken gegen die geplante Wohnnut-
zung.

5.6.4 Erschitterungen

Das Plangebiet befindet sich sidlich der oberirdischen, auf einem Bahndamm verlaufenden
S-Bahntrasse. Dabei betragt der geringste Abstand der S-Bahngleise zum Grundstiick etwa
20 m beziehungsweise 24 m und zu dem geplanten Gebaude etwa 35 m beziehungsweise 39
m. Es ist davon auszugehen, dass sich der Einflussbereich der S-Bahnerschutterungen fir
Gebaude im Plangebiet bis in Abstande von 50 m von der S-Bahnstrecke erstreckt. Dieser
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Abstand entspricht Erfahrungswerten aus erschitterungstechnischen Untersuchungen in
Hamburg an oberirdischen S-Bahnstrecken. Demzufolge befindet sich der geplante Baukoérper
im Einflussbereich der S-Bahnerschutterungen. Somit konnen Auswirkurgen durch Erschutte-
rungen auf die geplanten Gebaude nicht ausgeschlossen werden. Die Beurteilung der Erschit-
terungen erfolgt gemaf DIN 4150-2:1999-06 (Die DIN 4150-2:1999-06 ist zu kostenfreier Ein-
sicht flir jedermann im Staatsarchiv niedergelegt; Bezugsquelle fiir DIN-Normen: Beuth Verlag
GmbH, Berlin.), Teil 2: Erschitterungseinwirkungen auf Menschen in Gebauden.

Da die konkrete Auswirkung der von den Gleisanlagen ausgehenden Belastung unmittelbar
von der Konstruktionsweise des jeweils betroffenen Gebaudes abhangt, kann im Rahmen der
Bauleitplanung noch keine abschlieliende Beurteilung des Ausmalies der Betroffenheit und
der erforderlichen MalRnahmen erfolgen. Daher erfolgt eine Abschichtung in das nachgela-
gerte Baugenehmigungsverfahren:

Im allgemeinen Wohngebiet ist der Erschiitterungsschutz der Gebaude durch bauliche
oder technische MalBnahmen (zum Beispiel an Wénden, Decken und Fundamenten)
So sicherzustellen, dass die Anhaltswerte der DIN 4150-2:1999-06 (Erschiitterungen
im Bauwesen), Teil 2 (Einwirkung auf Menschen in Geb&uden), Tabelle 2, Zeile 4
(Mischgebiete nach BauNVO) eingehalten werden. Zusétzlich ist durch die baulichen
und technischen Mal3ihahmen zu gewdéhrleisten, dass der sekundére Luftschall die Im-
missionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm vom 26. Au-
gust 1998 (Gemeinsames Ministerialblatt S. 503), geédndert am 1. Juni 2017 (BAnz. AT
08.06.17 B5), Abschnitt 6.2, nicht tiberschreitet. Die DIN 4150-2:1999-06 ist zu kosten-
freier Einsicht fiir jedermann im Staatsarchiv niedergelegt; Bezugsquelle fiir DIN-Nor-
men: Beuth Verlag GmbH, Berlin. (vgl. § 2 Nummer 12 der Verordnung)

Mittels der auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB basierenden Festsetzung in § 2 Num-
mer 12 wird sichergestellt, dass fur das Plangebiet ein Standard hinsichtlich des Erschitte-
rungsschutzes gewahrleistet wird, der sich an den Anhaltswerten der DIN 4150-2:1999-06, die
fur gemischt genutzte Gebiete empfohlen werden, orientiert.

Die DIN 4150-2:1999-06 benennt flr vorwiegend oder ausschliellich dem Wohnen dienende
Gebiete etwas niedrigere Anhaltswerte. Aus folgenden Erwagungen wird es im Rahmen der
Abwagung allerdings fir vertretbar angesehen, den Schutzanspruch fiur das Plangebiet auf
das Niveau von gemischt genutzten Gebieten anzupassen. Das abgesenkte Schutzniveau fur
Wohngebiete fuhrt aus folgenden Erwagungen nicht zu ungesunden Wohnverhaltnissen:
Erschutterungen stellen keine erheblichen Nachteile dar, sondern lediglich Belastigungen. Ge-
sundheitsgefahren durch Erschutterungen werden nicht ausgeldst. Bei Einhaltung der Anhalts-
werte der DIN 4150-2:1999-06 ist i.d.R. davon auszugehen, dass keine erheblichen Belasti-
gungen vorliegen.

Die DIN 4150-2:1999-06 stellt zwar ein ,antizipiertes Sachverstandigengutachten® dar, wel-
ches auch der Landerausschuss flir Immissionsschutz (LAI) sich in seiner Erschitterungs-
Leitlinie zu Eigen gemacht hat. Gleichwohl formuliert die DIN 4150-2:1999-06, Teil 2 in ihren
Erlauterungen in Anhang D, dass ,die Zahlenwerte als Anhaltswerte bezeichnet werden, um
klarzustellen, dass es sich bei diesen Werten in Verbindung mit dem Beurteilungsverfahren
nicht um gesicherte Grenzwerte handelt, sondern um empfohlene Werte.“ Diese Ausflhrun-
gen deuten darauf hin, dass bei den Anhaltswerten Unsicherheiten Uber die angemessene
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Hohe bestehen. Zudem bestehen messtechnisch bedingte Unsicherheiten von bis zu 15 %
(vgl. Nummer 5.4 DIN 4150-2:1999-06 Teil 2).

Des Weiteren ist zu bedenken, dass auch im Mischgebiet das Wohnen zulassig und sogar
zwingender Bestandteil des Baugebietes ist. Hieraus ist zu schlussfolgern, dass die Einhaltung
der Anhaltswerte fir Mischgebiete insofern keineswegs unvertraglich fur eine Wohnnutzung
sein kann.

Hamburg als Stadtstaat besitzt nur begrenzte Flachenpotenziale fir die bauliche Entwicklung.
Nach dem Gebot des flachensparenden Bauens erfolgt die Siedlungsentwicklung Hamburgs
vorrangig im Wege der Innenentwicklung. Vor diesem Hintergrund ist es in der Regel nicht
moglich, ausreichend groRe Abstande zu den Emissionsquellen einzuhalten. Das Heranpla-
nen von schutzwiirdigen Nutzungen an Schienenverkehrswege ist hier insofern notwendig.

Der Erschitterungsschutz fiur Wohngebiete entsprechend der DIN 4150-2:1999-06 kann ggf.
aufwendige und anspruchsvolle elastische Gebaudelagerungen (z. B. auf Stahl-Feder-Damp-
fungselementen) erforderlich machen. Der Schutzanspruch von gemischt-genutzten Gebieten
macht es in der Regel nur erforderlich, Wande und Decken konstruktiv erschutterungsdam-
mend auszufihren, was deutlich kostengtinstiger ist.

Vor dem Hintergrund der steigenden Wohnkosten in groRen Stadten wie Hamburg, ist es auch
gerechtfertigt, dem Belang des kostensparenden Bauens (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) sowie den
Belang der sozialvertraglichen Kauf- und Mietpreisgestaltung einen héheren Stellenwert ein-
zuraumen.

Durch das Herabsetzen des Schutzniveaus im Erschitterungsschutz fir Wohngebiete ent-
steht auch keine Rucksichtslosigkeit gegentber der Deutschen Bahn AG, da keine gesetzli-
chen Anspriche auf Minderungen der Erschitterungen geltend gemacht werden kénnen. Der
verbindlich vorzusehende aktive Erschitterungsschutz an der Emissionsquelle kann nur in den
Fallen erforderlich werden, in denen ein Schienenverkehrsweg neu gebaut oder wesentlich
geandert wird.

Die erforderlichen bautechnischen erschitterungsmindernden Malinahmen (Schwingungsiso-
lierung des Gebaudes) missen auf die im Rahmen der Baugenehmigung zu konkretisierende
Hochbauplanung abgestimmt werden. Durch MaRnahmen, wie unter anderem kurze Decken-
Spannweiten oder ein entsprechender FuRbodenaufbau, ist eine mégliche Beeinflussung
durch den sekundéaren Luftschall zu berlcksichtigen, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse im Plangebiet sicherzustellen.

Bei den vorliegenden Abstanden ist nach iberschlagiger fachgutachterlicher Einschatzung da-
von auszugehen, dass zur Einhaltung der Anhaltswerte ggf. Mallhahmen zur Anpassung der
Gebaudestruktur zur Verminderung der Erschitterungsiubertragung vom Boden in das Ge-
baude sowie der Vermeidung einer Resonanzanregung von Bauteilen im Gebaude ausrei-
chend sind, um die Anforderungen einzuhalten. AuRerordentlich aufwendige MaRnahmen wie
eine elastische Gebaudelagerung sind hier hingegen nicht zu erwarten.
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5.7 Entwasserung

Infolge des Vorhabens kommt es auf der heute bestehende Gras- und Ruderalflache weitest-
gehend zu einem erhohten Versiegelungsgrad. Es ergibt sich somit eine Verringerung der
Versickerungsleistung im Plangebiet und eine Erhéhung des Oberflachenabflusses.

Der Bebauungsplan sieht fur das allgemeine Wohngebiet eine GRZ von 0,4 vor, die bis zu
einer GRZ von 0,8 durch die Anlage von Tiefgaragen aufierhalb der tGberbaubaren Grund-
sticksflachen Uberschritten werden kann. Mit der Festsetzung von Begriinungen auf Dachfla-
chen und nicht Uberbauten Tiefgaragen wird Rickhalteraum fiir Oberflachenwasser geschaf-
fen und ein Beitrag zur Kompensation der hohen Bodenversiegelung mit ihren negativen
Wechselwirkungen fur den Wasserhaushalt und das Klima geleistet.

Vom Vorhabengebiet kann eine Regenmenge von 44l/s in das stadtische Siel eingeleitet wer-
den. Auf Basis einer Bemessungsregenspende und Regendauer gemafl DIN EN 1986-100
(Einsichtnahmestelle der DIN EN 1986-100: Freie und Hansestadt Hamburg, Bezirksamt Al-
tona, Jessenstralle 1-3, 22767 Hamburg) und der Regenspende nach Kostra - DWD 2000 ist
eine Regenmenge von 62 |/s bei einem 2-jahrigen Starkregenereignis abzufthren. Da die
Hauptdachflachen und die Tiefgaragentberdeckung stark abflussverzégernd wirken (lUberwie-
gend Grindacher), muss lediglich eine Regenmenge von maximal 18 I/s in einem unterirdi-
schen Ruckhalteraum zuriickgehalten werden. Dazu werden Betonrohre als Staukanal oder in
Folie wasserundurchlassig eingeschweildte Rigolenkdrper im Untergrund eingebracht. Am
Austritt wird eine Abflussdrossel angeordnet, damit die Regenabflussmenge entsprechend der
Vorgabe begrenzt wird. Das notwendige Ruickhaltevolumen im Bemessungsfall betragt etwa
8 m3.

Die Tiefgaragendecke wird mit Entwasserungsleitungen entwassert, Uber die das Regenwas-
ser im Bemessungsfall abgeleitet werden kann. Dabei bildet die Rohdecke die Entwasserungs-
ebene, die nach aktueller Planung zwar am Anschlusspunkt oberhalb des Stralenniveaus,
jedoch maoglicherweise unterhalb der Gelandehéhe am Anschlusspunkt liegt. Es wird ange-
strebt, das Gelande am Anschlusspunkt so auszubilden, dass sich die Tiefgaragenebene ober-
halb der Rlckstauebene befindet und das Regenwasser im Freigefalle entwassern kann. Die
Sammelleitungen erhalten jeweils eine statische Drossel im Revisionsschacht vor Ubergang
in die Sammelleitung der AuRenentwasserung, um die Abflussmenge der Garagendecke auf
den Bemessungsregen zu begrenzen.

Da das Grundstuck zur StralRe hin stark abfallt und die Abflussrinnen zur Stral3e den tiefsten
Punkt bilden, ist ein Nachweis Uber Senken auf dem Grundsttick nur in sehr begrenztem Um-
fang auf der Ostseite moglich. Daher wird die bei einem 30-jahrigen Regenereignis anfallende
Regenmenge ebenfalls in dem unterirdischen Regenriickhalteraum aufgenommen. Das RW-
Grundleitungsnetz ist so dimensioniert, dass der Regen bei Vollfillung bis zum Rickhalteraum
im Freigefalle abflieRen kann. AuRerdem wird das Regenwasser von der Tiefgaragendecke
gedrosselt abgeleitet. Die Ableitung wird fur das 2-jahrige Regenereignis bemessen (Anstau
auf der Decke). Das notwendige Riickhaltevolumen im Uberlastungsfall betragt etwa 65 m?3.
Zusatzlich werden auf der Garagendecke max. 26 m? zurlickgehalten (Anstauhéhe 1,73 cm).
Ein zusatzlicher Flachenbedarf fur notwendige Retentionsflachen besteht somit nicht.

Die Notentwasserung aller Dachflachen und Balkone erfolgt Giber Notablaufe in der Attika
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gemaf DIN 1986-100 Pkt. 14.5.3.

Schmutzwasser kann in das stadtische Siel abgeleitet werden. Das Gebaude wird mit ein oder
zwei stadtischen Schmutzwasseranschlissen bis auf das Grundstlick erschlossen.

Die Umsetzung des dem vorgenannten Vorgaben entsprechenden Entwasserungskonzeptes
wird Uber den Durchfiihrungsvertrag 6ffentlich-rechtlich gesichert.

5.8 MaBRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege

Um die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege angemessen zu bericksichtigen, trifft
der vorhabenbezogene Bebauungsplan Festsetzungen zu Begrinungsmalinahmen im Frei-
raum und auf den Dachern der Gebaude.

Die getroffenen Festsetzungen zu den Begrunungsmalnahmen werden in dem qualifizierten

Freiflachenplan als Bestandteil des Vorhaben- und ErschlieBungsplans, der verbindlicher Teil
des Durchfuhrungsvertrages wird, weiter konkretisiert.

5.8.1 Begriinungsmalnahmen

Grundstiicksbegriinung

Um eine optische Abschirmung des Parkhauses herzustellen, ist die Begriinung der Nordfas-
sade des Parkhauses an bzw. vor diesem durch Kletterpflanzen vorgesehen. Die diesbezlig-
liche offentlich rechtliche Sicherung muss sowohl tiber den Bebauungsplan als auch Uber den
Durchfihrungsvertrag erfolgen, da sich das Parkhaus etwa 20 cm sudlich der Grundsticks-
grenze zum Vorhabengebiet befindet. Dies hat zur Folge, dass zwar gerade noch die Bepflan-
zung innerhalb des Vorhabengebiets erfolgen und daher direkt im Bebauungsplan festgesetzt
werden kann. Die Anbringung von Rankgeristen erfolgt jedoch voraussichtlich auerhalb des
Plangebiets auf dem Grundstlick des Parkhauses und kann nur Gber den Durchfihrungsver-
trag gesichert werden. Alternativ erfolgt die Anbringung der Rankgeruste an einer dem Park-
haus vorgelagerten Konstruktion innerhalb des Geltungsbereichs. Die Umsetzung der Begri-
nung am bzw. vor dem Parkhaus wird im Durchflihrungsvertrag verbindlich vereinbart, so dass
eine ausreichende optische Abschirmung des Parkhauses gesichert ist. Konkretisierend wird
im Bebauungsplan auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB die folgende Festsetzung
getroffen:

Fir die festgesetzte Wandbegriinung ist je 1 m Wandbreite mindestens eine Pflanze
zu verwenden. (vgl. § 2 Nummer 21 der Verordnung)

Fir den Fall, dass Aufstellflachen flr Abfallbehalter auerhalb des Gebaudes nicht unter Flur
angeordnet werden, sind diese einzugriinen. Die Begriinungen dienen der besseren Integra-
tion des technischen Bauwerkes bzw. der Abfallbehalter-Standplatze in die Aufienanlagen.
Daraus resultiert folgende Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB:

Ebenerdige Standplétze fiir Abfallbehélter auBerhalb von Geb&uden sind so mit Strdu-
chern oder Hecken einzugriinen, dass sie von den offentlichen Wegen nicht einsehbar
sind. (vgl. § 2 Nummer 19 der Verordnung)
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Darlber hinaus ist zusatzlich die Anpflanzung von Baumen ndrdlich des Parkhauses an der
Grundstiicksgrenze vorgesehen und tragt damit zusatzlich zu einer visuellen Abschirmung des
Parkhauses bei. Dafur wird ein vier Meter breiter Streifen zur Anpflanzung von Baumen und
Strauchern festgesetzt. Aufgrund der Lage der Tiefgaragenzufahrt am stidwestlichen Plange-
bietsrand verlauft der Anpflanzstreifen aus Platzgriinden nicht auf ganzer Lange der nérdlichen
Parkhausfassade, sondern betragt nur etwa zwei Drittel.

Fur diese Ausweisung wird folgende konkretisierende textliche Festsetzung auf Grundlage des
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB getroffen:

Auf der Fldche zum Anpflanzen von Bdumen und Strduchern sind mindestens fiinf
grof8kronige Bdume zu pflanzen. (vgl. § 2 Nummer 13 der Verordnung)

Neben dem raumlich verorteten Anpflanzgebot sind auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a
BauGB weitere Neupflanzungen von Baumen im Plangebiet vorgesehen, um eine ausrei-
chende Durchgriinung zu gewahrleisten:

In dem Plangebiet sind aullerhalb der Fléche fiir die Anpflanzung von Bdumen und
Stréduchern mindestens 41 kleinkronige Bdume und zwei gro3kronige B&dume zu pflan-
zen. (vgl. § 2 Nummer 14 der Verordnung)

Der festgesetzte Umfang von Baumpflanzungen sowie der Anteil der klein-, mittel- und grof3-
kronigen Baume sollen ein an die Bebauungsdichte angepasstes Mindestmafl an Griinvolu-
men sichern. Die festgesetzte Zahl von anzupflanzenden Baumen ermdoglicht, anders als
raumlich verortete Anpflanzgebote, eine gewisse Flexibilitdt bei der Gestaltung der Flachen.
Im Bereich der Spiel- und Bewegungsflachen sind insbesondere klein- oder mittelkronige
Baume angemessen, um die Belichtung der Flachen, Artenvielfalt, gestalterische Spielraume
und fir die Nutzer angenehme Proportionen zu erméglichen.

Die ausgewiesenen Baumpflanzungen innerhalb sowie auRerhalb der Flache fur die Anpflan-
zung von Baumen und Strauchern werden durch folgende textliche Festsetzung gem. § 9 Abs.
1 Nr. 25b BauGB weiter konkretisiert:

Fiir festgesetzte Baumanpflanzungen sind standortgerechte einheimische Laubge-
hélze zu verwenden, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Grol3kronige Bdume
missen einen Stammumfang von mindestens 30 cm, kleinkronige einen Stammum-
fang von mindestens 20 cm aufweisen, jeweils gemessen in 1 m Hbéhe liber dem Erd-
boden. Im Kronentraufbereich der festgesetzten Bdume ist eine offene Vegetationsfla-
che von mindestens 12 m? anzulegen und zu begriinen. (vgl. § 2 Nummer 15 der Ver-
ordnung)

Es sind standortgerechte, einheimische Baume zu verwenden, damit sich die verwendeten
Geholze an den besonderen Standorten (innerstadtisch, ggf. auf unterbauten Flachen, ggf.
schattig etc.) gut entwickeln und als Nahrungsgrundlage und Lebensraum fir die heimische
Tierwelt dienen kdnnen. Hierdurch kann ein teilweiser Erhalt des vorhandenen Lebensraum-
gefluges erreicht werden. Standortgerechte, einheimische Baume sind an das Klima angepasst
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und brauchen demnach keinen Winterschutz. Im Gegensatz zu Nadelgehoélzen ermdglichen
Laubbaume zudem bei schlechteren Belichtungsverhaltnissen im Winter in unbelaubtem Zu-
stand eine hohe Lichtdurchlassigkeit und damit die Belichtung der Frei- und Wohnflachen. Zur
nachhaltigen Sicherung der beschriebenen gestalterischen und ékologischen Funktionen des
Baumbestandes missen Pflanzungen bei Abgang ersetzt werden.

Dachbegriinung

Ein wichtiger Baustein fur die Durchgriinung des Plangebiets, die Schaffung von Ersatzle-
bensraumen von Tieren und Pflanzen, die Verbesserung der lokalklimatischen Situation, die
Bindung von Stauben, die Rickhaltung von Niederschlagen und die Teilkompensation der
Versiegelung und Uberbauung ist die Dachbegriinung der Neubauten. Hierzu wird die fol-
gende Regelung auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB getroffen:

Dachfldchen von Gebduden sind mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzelba-
ren Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begriinen. Von einer Begriinung kann
in den Bereichen abgesehen werden, die als Terrassen oder der Belichtung, Be- und
Entliiftung, oder der Aufnahme von technischen Anlagen dienen. (vgl. § 2 Nummer 16
der Verordnung)

Mit der Begrinung wird das Erscheinungsbild der Dachflachen belebt und eine einheitliche
Gestaltung angestrebt. Es wird eine stadtebaulich attraktive Dachlandschaft geschaffen. Die
Dachflachen bieten ein geeignetes Flachenpotenzial zur Herrichtung von Vegetationsflachen.
Sie bilden auRerdem einen vom Menschen nicht gestérten Lebensraum fir Insekten, Vogel
und Pflanzen. Die Begriinung ist dartiber hinaus auch stadtklimatisch und fir die Oberflachen-
wasserbewirtschaftung wirksam. Sie mindert den Aufheizeffekt von Dachflachen, bindet
Staube, verzogert durch Rickhaltung und Speicherung den Abfluss anfallender Niederschlage
von Dachern und erhdht die Verdunstung. Die festgesetzte Substratstarke von 12 cm ist an-
gemessen und ausreichend, um die dkologischen und visuellen Auswirkungen der extensiven
Dachbegriinung nachhaltig zu gewahrleisten.

Es mussen jedoch nur solche Dachflachen begriint werden, die nicht fir andere Funktionen
(z.B. Dachterrassen) genutzt oder fir technische Aufbauten zwingend bendtigt werden.
Dadurch werden Spielraume flr die Anlage von Dachterrassen zur Verbesserung der Wohn-
qualitat und Versorgung mit privaten Freiflachen geschaffen. Zudem soll zur Vermeidung un-
notiger Harten die Moglichkeit zur Errichtung von - haufig aus technischen Griinden erforder-
lichen - Dachaufbauten zur Aufnahme technischer Anlagen erhalten bleiben. Durch die zwin-
gend vorgeschriebene Dachbegriinung kénnen nur begriinbare Dachformen errichtet werden.

Tiefgaragenbegriinung

Auch die Oberflache der Tiefgarage soll diese Funktion aufgreifen. Daher wird erganzend zur
Dachbegriinung folgende Regelung auf Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB ge-
troffen:

Nicht (berbaute Untergeschosse sind mit Ausnahme von Terrassen, erforderlichen
Miillstandorten und Fahrradstellpldtzen, Zuwegungen und Plétzen mit einem mindes-
tens 65 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dauerhaft zu
begriinen. Soweit Bdume angepflanzt werden, muss auf einer Fldche von mindestens
12 m? je Baum die Schichtstérke des durchwurzelbaren Substrataufbaus mindestens

40



1 m betragen. (vgl. § 2 Nummer 17 der Verordnung)

Ziel der Festsetzung ist es, die Anpflanzung gestalterisch wirksamer Vegetation auf den un-
terbauten Flachen sicherzustellen und damit die Aufenthaltsqualitat und Nutzungsmaoglichkei-
ten dieser Flachen fir die kiinftigen Bewohner erheblich zu steigern. Die Starke des durchwur-
zelbaren Substrataufbaus von mindestens 65 cm ist erforderlich, um Rasenflachen, Stauden
und Strauchern geeignete Wuchsbedingungen fir eine dauerhafte Entwicklung bereitzustel-
len, indem die Rickhaltung pflanzenverfligbaren Wassers ermdglicht und damit Vegetations-
schaden in Trockenperioden vermieden werden. Die Malinahme tragt auRerdem zur Minde-
rung der Beeintrachtigungen durch Bodenversiegelung, zur Aufnahme, Speicherung und re-
duzierten Ableitung der Niederschlage sowie zur Verbesserung des Lokalklimas bei.

Ferner soll auch die Zufahrt der Tiefgarage visuell abgeschirmt und begriint werden. Dazu wird
die Tiefgaragenzufahrt durch eine dartber befindliche mit Schling- und Kletterpflanzen be-
grunte Pergolen-Konstruktion abgedeckt. Hierzu wird die folgende Regelung gem. § 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB getroffen:

Die Pergola lber der Tiefgarageneinfahrt ist mit Schling- und Kletterpflanzen in einem
Pflanzabstand von 0,6 m dauerhaft zu begriinen. (vgl. § 2 Nummer 20 der Verord-
nung)

5.8.2 Artenschutz

Der Artenschutz nach § 44 BNatSchG und der Biotopschutz nach § 30 BNatSchG bleiben
auch bei der Durchflihrung eines Verfahrens nach § 13 a BauGB unberihrt. Es verbleibt au-
Rerdem die Verpflichtung, die Belange des Naturschutzes in der Abwagung zu beachten (§ 1
Abs. 6 Nr. 7a BauGB). Das Vermeidungsgebot ist anzuwenden, auch wenn keine Ausgleichs-
pflicht besteht.

Im dem Artenschutzgutachten vom 8. April 2017 wurde das Vorkommen artenschutzrechtlich
bedeutender Arten im Eingriffsbereich, auch im Hinblick auf die Beschadigung beziehungs-
weise Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten und die Verletzung von Individuen,
untersucht. Daflr wurden im Februar und April 2017 Ortsbegehungen mit Besichtigung durch-
gefuhrt. Insbesondere wurde auf Hinweise auf Kiebitze und Austernfischer geachtet. Es wur-
den keine gefahrdeten Brutvogel festgestellt. Im Hinblick auf ein mdgliches Kiebitzvorkommen
ist die vorhandene Brachflache zu klein. Fur die im Jahre 2010/2011 festgestellte Kiebitzpo-
pulation wurden bereits Ausweichflachen im Rahmen des Bebauungsplans Othmarschen 40
in der Sulldorfer Feldmark eingerichtet. Fir die im Untersuchungsgebiet potenziell vorkom-
menden Brutvogelarten bleiben die 6kologischen Funktionen i.S.d. § 44 Abs. S.2 BNatSchG
erhalten.

Es wurde aulRerdem festgestellt, dass die Ruderalflur flir Fledermause kein Quartier bietet,
auch die vorhandenen Gehdlze sind zu dinnstdammig und daher nicht geeignet. Insgesamt ist
das Untersuchungsgebiet fiir Fledermause von geringer Bedeutung, so dass hier keine Fort-
pflanzungs- oder Ruhestatten zu erwarten sind.

Eine gezielte Untersuchung hinsichtlich des Nachtkerzenschwarmers hat ergeben, dass man-
gels der Masse an Futterpflanzen (Nachtkerzen und Weidenréschen) ein Vorkommen hier
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nicht méglich ist.

Der Verlust an nutzbarem Vogellebensraum betragt weniger als 0,1 ha und ist kleiner als ein
typisches Vogelrevier. Arten, die hier Nahrungsgebiete haben, kénnen in die Umgebung aus-
weichen, da sie nur geringe Anteile ihrer Streifgebiete verlieren.

Bei einer Verwirklichung der Festsetzungen des Bebauungsplanes und der Durchflihrung des
Vorhabens kommt es voraussichtlich zu keinem Verstol3 gegen die Verbotstatbestdande des §
44 Abs. 1 BNatSchG. Die 6kologischen Funktionen der betroffenen Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten bleiben erhalten. Vielmehr kbnnen mit Dachbegrinungen Flachen mit schitterer Ve-
getation geschaffen werden. Solche Flachen sind fur typische Stadtvégel (Hausrotschwanz,
Haussperlinge) attraktiv, die u. A. wegen des Rickgangs solcher Flachen im Bestand abge-
nommen haben und deshalb (wie z.B. Haussperlinge) auf der Vorwarnliste geflihrt werden
(vgl. dazu Kapitel 5.8.1). Zudem darf keine Rodung von Gehdlzen (Baume, Straucher, Hecken)
in der Brutzeit (01. Marz bis 30. September, allgemein giiltige Regelung § 39 BNatSchG) er-
folgen. Diese MalRgabe entfallt, wenn vor der Rodung die Gehdlze auf aktuelle Anwesenheit
von briitenden Végeln Uberprift werden.

Zudem wird im vorhabenbezogenen Bebauungsplan folgende Festsetzung auf Grundlage des
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 4 Abs. 3 HmbBNatSchAG i.V.m. § 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 BNatSchG
getroffen, um potentielle (Ersatz-) Lebensraume flir Tiere zu schaffen, somit kann dem abneh-
menden Bestand z.B. des Haussperlings entgegengewirkt werden:

Im Plangebiet sind an geeigneten nach Osten ausgerichteten Aulenwénden der Ge-
béaude folgende Vogelnistkédsten in die Fassade zu integrieren oder anzubringen: vier
Nistkasten fiir Halbhéhlenbriiter, zehn Nistkésten fiir Mauersegler sowie drei Kolonie-
kéasten flir Haussperrlinge. Zudem sind vier Dohlenkésten paarweise in mindestens
10 m Héhe an die nach Siiden ausgerichteten Fassaden anzubringen oder zu integ-
rieren. Alle Nistkésten sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. (vgl. § 2 Nummer
18 der Verordnung)

Diese Arten kdnnten im Gebiet potenziell vorkommen und wurden gut mit den neuen Bedin-
gungen zurechtkommen, sind allerdings aufgrund eines Mangels an Nistmdglichkeiten dort
aktuell nicht verbreitet. Es wird daher in den Durchflihnrungsvertrag eine Regelung Uber die
Anbringung von Nistkasten im Gebiet aufgenommen.

5.8.3 Naturschutzfachliche Gesamtbeurteilung

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemafn
§ 13a BauGB aufgestellt. Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe, die auf Grund der
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 S. 5 vor der
planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig. Die naturschutzfachlichen Belange finden
dennoch Berlicksichtigung.

Das Plangebiet bestand in der Vergangenheit als Brachflache bestehend aus einer Gras- und
Ruderalfache und sollte zunachst einer gewerblichen Nutzung mit gro3flachiger Versiegelung
zugefihrt werden. Im Vergleich zur Bestandssituation ergibt sich durch die Umsetzung der
Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplans eine Beeintrachtigung der Bodenfunktion
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infolge von Versieglung. Durch die Begriinung von Dachflachen und dem nicht Gberbauten
Untergeschoss der Tiefgarage, kdnnen diese jedoch gemindert werden. Bei einer vergleichen-
den Betrachtung der durch das alte Planrecht zulassigen Versiegelung wird dieser vorhaben-
bezogene Bebauungsplan weniger Eingriffe flir das Schutzgut Boden mit sich bringen. In Be-
zug auf den Wasserhaushalt werden keine Uber die bestehenden Vorbelastungen hinausge-
henden Beeintrachtigungen hervorgerufen. Relevante Auswirkungen auf die lokalklimatisch-
lufthygienische Situation sind ebenfalls nicht zu erwarten.

Da im Plangebiet kein Vorkommen streng geschitzter Arten nachgewiesen werden konnte
und die Flache fur Tiere und Pflanzen nur von geringer potentieller Bedeutung ist, ist nicht mit
negativen Auswirkungen auf diese zu rechnen. Bei einer Verwirklichung des Vorhabens
kommt es folglich nicht zum Eintreten eines Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG. Die 6kolo-
gischen Funktionen der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten bleiben erhalten.

5.9 Abwaqungsergebnis

Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die in § 1 Abs. 5 und 6 BauGB aufgeflihrten und
fur das Plangebiet zutreffenden Belange und Anforderungen berlicksichtigt worden. Durch die
Planung wird insbesondere dem Grundsatz in § 1a Abs. 2 BauGB entsprochen, namlich den
schonenden Umgang mit Grund und Boden durch MaRnahmen der Innenentwicklung zu ge-
wahrleisten. In der Abwagung gemaR § 1 Abs. 7 BauGB sind 6ffentliche und private Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwagen. Die zeichnerischen und textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans sind als das Ergebnis der Abwagung der einzelnen Be-
lange anzusehen.

Insbesondere gut erschlossene Gebiete wie das Plangebiet kdnnen durch eine Innenentwick-
lung dazu beitragen, das Ziel des Senats zu erreichen, pro Jahr 10.000 neue Wohneinheiten
zu schaffen. Die zentrale Lage des Plangebiets macht eine wohnbauliche Nutzung des Grund-
stiicks aus stadtebaulichen Griinden mdglich, die der hochwertigen infrastrukturellen Ausstat-
tung der direkten Umgebung des Plangebiets entspricht. Bei der Festlegung der stadtebauli-
chen Dichte wird die zentrale Lage des Plangebiets im Stadtteil Othmarschen des Bezirks
Altona berticksichtigt: OPNV, Schulen, Sportanlagen und Versorgungseinrichtungen sind in
der naheren Umgebung erreichbar. Dariiber hinaus entstehen durch die Uberdeckelung der
BAB A7 weitere Grin- und Freiflachen in der unmittelbar angrenzenden Umgebung. Die ge-
planten Gebaudekdrper haben fur die benachbarten baulichen Nutzungen keine wesentlichen
und nachteiligen Planungsfolgen. Durch das ausgewiesene Malf} der baulichen Nutzung und
die ausgewiesenen Uberbaubaren Flachen wird auf das Umfeld des Plangebiets reagiert und
sichergestellt, dass keine Ausweitung der Nutzung erfolgen kann, die flr das Umfeld unver-
traglich ware. Die benachbarte Wohnbebauung wird durch den geplanten Neubau nicht we-
sentlich beeintrachtigt. Die Neuverschattung durch das Vorhaben auf die Bestandsbebauung
ist im Vergleich zu der gemaf geltendem Planrecht mdglichen Bebauung vielmehr positiv zu
bewerten und schafft eine Uberwiegend bessere Besonnungssituation. Dartber hinaus profi-
tiert der bestehende Wohnungsbau von der Neubebauung im Hinblick auf LArmschutzaspekte,
insbesondere vor dem Hintergrund der Bauphase der Uberdeckelung der BAB A7 und des
Umleitungsverkehrs Uber die Baurstrafte. Fir den geplanten Wohnungsbau stellt die festge-
setzte u-férmige Bebauungsstruktur sicher, dass ein larmgeschitzter Innenhofbereich ausge-
bildet werden kann. Zwar ist das geplante Wohnungsbauvorhaben einer erhohten Verkehrs-
larmbelastung ausgesetzt. Durch spezifische Grundrissausbildungen und die getroffenen
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Festsetzungen zum Immissionsschutz kénnen jedoch gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
sichergestellt werden. Die Manahmen zum Immissionsschutz sind dabei so gewahlt worden,
dass weiterhin der Zielsetzung, am Standort mdglichst viele und auch mdglichst kostengiins-
tige Wohnungen zu realisieren, entsprochen werden kann.

Mit der Umsetzung der Planung sind insgesamt eher geringe Auswirkungen auf den Natur-
haushalt verbunden. Das Stadt- und Landschaftsbild wird neu gestaltet und der stadtebauli-
chen Umgebung angepasst. Das Plangebiet verfligt zudem nicht tGber einen pragenden Baum-
bestand.

Daruber hinaus weist die derzeitige Brachflache keine wesentlichen Lebensraume fir Tiere
und Pflanzen auf. Durch die Neuschaffung von Griindachern kdnnen jedoch Flachen fir Stadt-
vogel geschaffen werden. Unter Beachtung der Schutzbestimmungen fiir die Fallung von Bau-
men und Geholzen wird gegen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande nach § 44
BNatSchG fiir betroffene Brutvogel verstolien.

5.10 Kennzeichnungen

Die im Plangebiet gekennzeichneten vorhandenen Gebaude entsprechen den ALKIS Daten
vom Stand Juli 2017.

Die vorhandene unterirdische Abwasserleitung (Regenentlastungssiel K DN 3000) wird als

Kennzeichnung in den Bebauungsplan Gbernommen. Gleiches gilt fiir eine tber das Plange-
biet verlaufende Richtfunkverbindung.

5.11 MaBBRnahmen zur Verwirklichung

Zum Bebauungsplan wird ein Durchfliihrungsvertrag geschlossen. Der Vorhabentrager ver-

pflichtet sich, innerhalb einer bestimmten Frist die im vorhabenbezogenen Bebauungsplan

Othmarschen 46 und die im Vorhaben- und Erschlielungsplan vorgesehenen MalRnahmen

durchzufiihren und die Planungskosten zu tragen. Im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet sich

der Vorhabentrager insbesondere und unter anderem zur Erfillung folgender Punkte:

e das Vorhaben entsprechend dem Vorhaben- und Erschliefungsplan zu realisieren und
samtliche im Vorhaben- und Erschlielungsplan dargestellte Malihahmen durchzufihren;

e rund ein Drittel aller geplanten Wohnungen als Wohnungen fur férdern & wohnen und 6f-
fentlich geforderter Mietwohnungen und rund ein weiteres Drittel nach Fertigstellung als
(freifinanzierte) Mietwohnungen am Mietmarkt anzubieten.

e Raume fir eine Kindertageseinrichtung zu schaffen;

e die erforderlichen Mallnahmen zum Immissionsschutz (Blend-, Larm- und Lichtschutz)
durchzufiihren und zu sichern (u.a. auch vor bzw. am Parkhaus auf dem Nachbargrund-
stick)

6 Aufhebung bestehender Plane, Hinweise auf Fachplanungen

Fir den Bereich des Plangebiets wird der Bebauungsplan Othmarschen 40 vom 12. August
2012 (HmbGVBI. S. 390) aufgehoben.
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7 Flachen-und Kostenangaben

7.1 Flachenangaben

Das Plangebiet ist etwa 8.887,5 m? groR. Hiervon entfallen etwa 6.745,5 m? auf das allgemeine
Wohngebiet und etwa 2.142 m? auf die 6ffentliche StralRenverkehrsflache.

7.2 Kostenangaben

Der Freien und Hansestadt Hamburg entstehen durch den Bebauungsplan keine Kosten.

45



	1 Anlass der Planung
	2 Grundlage und Verfahrensablauf
	3 Planerische Rahmenbedingungen
	3.1 Raumordnung und Landesplanung
	3.1.1 Flächennutzungsplan
	3.1.2 Landschaftsprogramm einschließlich Arten-und Biotopschutz

	3.2 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen
	3.2.1 Bestehende Bebauungspläne
	3.2.2 Denkmalschutz
	3.2.3 Altlasten / Altlastenverdachtsflächen
	3.2.4 Kampfmittelverdacht
	3.2.5 Schutzgebiete (u.a. BNatSchG, HmbBNatSchG, Wasser- Hochwasserschutzgebiete, Bodenschutz)
	3.2.6 Baumschutz

	3.3 Planerisch beachtliche Rahmenbedingungen
	3.3.1 Übergeordnete Programm-und Entwicklungspläne
	3.3.2 Fachtechnische Untersuchungen und Gutachten
	3.3.3 Richtfunktrasse

	3.4 Angaben zum Bestand
	3.4.1 Plangebiet
	3.4.2 Umfeld


	4 Umweltprüfung
	5 Planinhalt und Abwägung
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	5.2 Überbaubare Grundstücksfläche, Maß der baulichen Nutzung, Bauweise
	5.3 Unterbringung des ruhenden Verkehrs
	5.4 Besonnung
	5.5 Verkehrsfläche – Baurstraße
	5.6 Technischer Umweltschutz (Lärm, Licht, Luft, Erschütterung)
	5.6.1 Lärmimmissionen
	5.6.2 Lichtimmissionen
	5.6.3 Luftschadstoffe
	5.6.4 Erschütterungen

	5.7 Entwässerung
	5.8 Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
	5.8.1 Begrünungsmaßnahmen
	5.8.2 Artenschutz
	5.8.3 Naturschutzfachliche Gesamtbeurteilung

	5.9 Abwägungsergebnis
	5.10 Kennzeichnungen
	5.11 Maßnahmen zur Verwirklichung

	6 Aufhebung bestehender Pläne, Hinweise auf Fachplanungen
	7 Flächen-und Kostenangaben
	7.1 Flächenangaben
	7.2 Kostenangaben


